
EU-Wahl 2024: Wählt links, aber
organisiert  den  Kampf  für  ein
sozialistisches Europa!
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Auch wenn es für die meisten von uns kaum im Alltag präsent ist: Die vielen
Wahlplakate erinnern uns daran, dass alle fünf Jahre mal wieder ein neues
EU-Parlament  gewählt  werden  muss.  Dieses  Jahr  dürfen  auch  wir
Jugendliche über 16 ran, aber die Zeichen stehen auf Rechtsruck. Laut den
aktuellen  Prognosen  werden  die  größten  Stimmengewinne  in  fast  allen
Ländern an rechtspopulistische Parteien gehen. Gleichzeitig hat die EU auch
ohne rechtspopulistische Mehrheit erst kürzlich durch die sogenannte GEAS-
Reform  das  Asylrecht  für  Einzelpersonen  faktisch  abgeschafft,
Abschiebungen  erleichtert  und  wochenlange  Inhaftierungen  von
Geflüchteten  legalisiert.  Während jede:r  vierte  Jugendliche  in  der  EU in
Armut  lebt,  nutzt  sie  den  Krieg  in  der  Ukraine,  um  allen  Schein  vom
angeblichen „Friedensprojekt Europa“ endlich in die Tonne zu treten und
fleißig aufzurüsten. Es geht schnell in so einer Situation die Hoffnung zu
verlieren. Warum sollten wir als Kommunist:innen also überhaupt wählen
gehen? Und wo sollten wir unser Kreuzchen machen?

Wahlboykott ist Unsinn!
Zuallererst müssen wir uns klar machen, dass Wahlen nur selten wirklich
Veränderung  bringen  und  ganz  sicher  nicht  den  Kapitalismus  stürzen
können. Die Hoffnung, dass wir den Kommunismus herbeiwählen können,
wird  immer  enttäuscht  werden.  Da  der  bürgerliche  Nationalstaat  als
Organisationsstruktur  entstanden  ist,  um die  Herrschaft  des  Bürgertums
abzusichern, wird sich die herrschende Klasse auch nicht mit ihren eigenen
Mitteln entwaffnen lassen.  Wenn politische Mehrheiten entstehen,  die es
dem  Kapital  zu  brenzlich  werden  lassen,  kann  es  immer  noch  auf
Militärputsche,  faschistische  Mobs  oder  Spardiktate  zurückgreifen,  um
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parlamentarisch gewählte unliebsame Akteure oder Reformen in die Knie zu
zwingen. Unser Verhältnis zu bürgerlichen Wahlen ist deshalb ein taktisches.

Im Falle des EU-Parlamentes ist die Situation noch absurder, da dieses im
politischen System der EU nur eine sehr begrenzte Macht hat. So ist es nicht
mit  einem normalen gesetzgebenden Parlament wie dem Bundestag oder
dem Nationalrat zu verwechseln, da es weder eigene Gesetze initiieren kann
noch die EU-Kommission direkt wählt. Doch auch wenn das EU Parlament
keine  wirkliche  Macht  hat,  können  Linke  es  als  Bühne  nutzen,  um auf
Missstände aufmerksam zu machen oder um Korruption und Lobbyarbeit zu
bekämpfen. Ebenso gilt es, den Massen, die Illusionen in dieses Parlament
haben,  aufzuzeigen,  dass  sie  eine  wirkliche  Verbesserung  ihrer
Lebenssituation schon selbst erkämpfen müssen. Wir nutzen das Parlament
als eine historische Errungenschaft für uns und zeigen gleichzeitig durch den
praktischen  Kampf  auf,  dass  die  Möglichkeiten  zu  parlamentarischen
Reformen, die die herrschende Klasse einschränken, sehr gering sind. Es
bleibt unsere Aufgabe praktisch zu zeigen, wo die Grenzen der bürgerlichen
Demokratie  liegen  und  dass  nur  eine  sozialistische  Revolution  der
Arbeiter:innen in der Lage ist, den Kapitalismus zu stürzen und seinen Krisen
ein Ende zu setzen. Deshalb nutzt die politisierte Stimmung rund um die EU-
Wahl  in  euren  Schulen,  die  Podiumsdiskussionen,  Jugendwahlen,
Politikstunden etc.  aber  auch  eure  Wahlstimme,  um die  Illusionen  einer
„Friedens-EU“ zu zerstören und den Kampf gegen Asylrechtsverschärfungen,
Rechtspopulismus, Umweltverschmutzung, Massenarmut und Militarisierung
zu organisieren.

Die  EU  wird  von  der  eigenständigen
imperialistischen  Macht  zur  Juniorpartnerin
der USA!
Die EU ist mit dem Versprechen angetreten, das vom Weltkrieg zerrüttete
Europa friedlich und sozial  zu vereinigen und genoss deshalb lange eine
große Popularität in weiten Teilen Europas. Doch davon ist angesichts von
Krieg,  Spardiktaten,  Brexit,  Rassismus,  Umweltzerstörung  und  Inflation
kaum  noch  was  übriggeblieben.  Uns  überrascht  dies  nicht,  denn  eine



Einigung  Europas  ist  auf  kapitalistischer  Grundlage  unmöglich.  Als
Marxist:innen ist uns klar, dass eine politische Einigung Europas nicht ohne
ökonomische Grundlage erfolgen kann. Doch eine gemeinsame ökonomische
Grundlage konnte sich aufgrund der verschärften Konkurrenz zwischen den
einzelnen  Nationalstaaten  angesichts  ihrer  widersprüchlichen  Interessen
nicht  herausbi lden.  Lange  hat  d ie  Idee  e ines  immer  enger
zusammenwachsenden Europas, das sich als eigene imperialistische Macht
neben den USA, Russland, China etabliert, die verschiedenen Staaten der EU
zusammengeschweißt und bei der Stange gehalten. Es fehlt der EU an einem
integrierenden  strategischen  Projekt,  das  die  auseinanderdriftenden
Fliehkräfte  der  Einzelstaaten  zusammenhalten  kann.  Dafür  hat  die  EU-
Kommissionspräsidentin Von der Leyen bei der letzten EU-Wahl einen Green
New Deal versprochen, der mithilfe massiver Subventionen die Kapitale der
führenden EU-Staaten auf dem Weltmarkt konkurrenzfähiger machen sollte
(mit „green“ hatte das leider nicht so viel zu tun). Doch der Krieg in der
Ukraine und die Wirtschaftskrise haben diesem Projekt einen Strich durch
die Rechnung gemacht und die Widersprüche zwischen den einzelnen EU-
Staaten verstärkt.

So  sind  die  exportorientierten  Kernstaaten  der  EU  –  Deutschland  und
Frankreich  –  durch  den  Zusammenbruch  der  weltweiten  Lieferketten  im
Zuge der Corona-Pandemie aber auch durch die Sanktionspolitik im Zuge des
Ukraine-Krieges  stark angeschlagen.  Die  relative  Unabhängigkeit  der  EU
gegenüber den USA hat nur so lange funktioniert, wie ihre Produktionsketten
nach China ausgedehnt werden konnten und billige Rohstoffe aus Russland
flossen. Durch die verschärfte Blockbildung und die Sanktionen musste die
EU  ihre  relative  Unabhängigkeit  aufgeben  und  sich  den  USA  als
„Juniorpartner“ unterordnen. Das von deutschem und französischem Kapital
vorangetriebene  Projekt  einer  eigenständigen  imperialistischen  EU-Macht
wurde  damit  weitestgehend  beerdigt.  Ähnliche  Interessen  in  geringerem
Maße  verfolgt  der  erweiterte  Kern  der  EU  aus  Italien,  Spanien,  den
BeNeLux-Staaten und Österreich. Südeuropa (Griechenland, Malta, Zypern,
Portugal) hat dagegen auf der EU-Bühne kaum was zu sagen. Allen voran das
deutsche  Kapital  hat  seinen  Arsch  aus  der  Wirtschaftskrise  2007/2008
gerettet,  indem  es  die  Kosten  der  Krise  Südeuropa  durch  brutale



Sparprogramme  und  die  Entmachtung  ihrer  gewählten  Regierungen
aufgedrückt  hat.  Südeuropa  wurde  damit  vollständig  und  gewaltvoll
untergeordnet und gefügig gemacht. Bekannt für ihre EU-kritische Haltung
sind vor allem die Staaten Osteuropas wie zB. Polen oder Ungarn. Osteuropa
aber insbesondere das Baltikum versucht seine Stellung in der EU dadurch
auszubauen, dass sie als Partner der USA und enger NATO-Verbündeter ihre
Interessen durchsetzen.

Wenn wir uns die aktuellen Wahlplakate anschauen, wird ganz deutlich: Der
EU, und allen voran den Staaten, die die EU dominieren, fehlt es an einem
integrativen  Projekt,  dass  diese  auseinanderdriftenden  Tendenzen
zusammenhalten  kann.  Die  Folge  dessen  ist  eine  Zersplitterung  im
bürgerlichen Parteienlage, da die verschiedenen nationalen Kapitalfraktionen
nach strategischer Orientierung suchen. Außerdem bedeutet dies, dass die
Mitgliedsstaaten nun verstärkt auf ihre eigene Aufrüstung setzen, um eine
eigenständigere Rolle zu spielen.  Für uns in Deutschland und Österreich
bedeutet das Kürzungswellen in unseren Schulen und Unis, um die massiven
Aufrüstungsprogramme  zu  f inanzieren  und  Debatten  um  die
Wiedereinführung  der  Wehrpflicht.

Der Rechtsruck in der EU ist nicht die Ursache
der Krise, sondern ist ein Ausdruck dessen!
In den Sonntagsreden vieler EU-Abgeordnete hören wir, dass sich Europa
gegen die wachsende Macht der Rechtspopulist:innen verteidigen müsse. So
weit  so  richtig.  Allerdings tun diese Reden häufig  so,  als  ob in  der  EU
eigentlich alles tutti  wäre,  nur die Rechtspopulist:innen versuchen in die
paradiesische EU einzudringen und wollen alles kaputt  machen.  Für uns
Jugendliche  ist  die  EU  jedoch  kein  Dreamland,  sondern  bedeutet
Militarisierung,  Rassismus  und  Neoliberalismus.  Außerdem  sind  die
Rechtspopulist:innen  nicht  vom  Himmel  gefallen,  sondern  sie  sind  ein
Produkt ebendieser Krise der EU und der zunehmenden Unzufriedenheit mit
ihr  in  Teilen des  Kapitals  und des  Kleinbürger:innentums.  Wie wir  eben
aufgezeigt haben, hat die Krise der EU ihre Ursache in der kapitalistischen
Krise selbst und nicht im wachsenden Rechtspopulismus. Dieser macht sich



die Krise jedoch zunutze, um die Unzufriedenen und Abgehängten angesichts
eines Mangels an einer linken Alternative hinter sich zu versammeln.

In Österreich haben wir die Situation, dass die rechtsextreme FPÖ in allen
Umfragen auf Platz 1 liegt. Zwar kommen die Stimmen zu großen Teilen von
der  ÖVP,  trotzdem bedeutet  das  weiterhin  eine  rechte  parlamentarische
Mehrheit  und eine Stärkung der organisierten Rechten.  Die AfD erreicht
selbst in der U-16-Wahl in Brandenburg Spitzenwerte von 38 Prozent! Laut
aktuellen  Prognosen  wird  vermutlich  jede  vierte  Stimme  in  Europa  an
rechtspopulistische  Parteien  gehen.  Diese  massiven  Stimmenzuwächse
verteilen sich jedoch auf die „Fraktion der Europäischen Konservativen und
Reformer“  (zu  deren  stärkster  Kraft  die  Partei  von  Ital iens
Ministerpräsidentin Meloni gehört) und „Identität und Demokratie“ (zu der
auch AfD und FPÖ gehören). Wo sich beide Fraktionen in ihrem Rassismus
einig sind, so uneinig sind sie sich in der Positionierung gegenüber dem
Krieg in der Ukraine. Die „Konservativen und Reformer“ scheinen dabei die
meisten  Stimmenzuwächse  zu  erwarten  und  unterscheiden  sich
außenpolitisch  nicht  wesentlich  von  der  herrschenden  EU-Linie.

Doch auch die anderen europäischen Fraktionen sind von einem Rechtsruck
geprägt. So versuchen die Europäische Volkspartei (CDU/CSU, ÖVP) und die
Liberalen  ihre  Stimmenverluste  an  die  Rechtspopulist:innen  dadurch
auszugleichen, in dem sie sich als stärkere Verfechter:innen der Festung
Europa  zu  präsentieren  versuchen.  Doch  auch  die  Grünen  und
Sozialdemokraten (SPD, SPÖ) stimmen in den Chor aus Abschottung, Krieg,
Militarisierung und Aufrüstung ein. Einig sind sie sich ohnehin alle darin,
dass man im Falle des genozidalen Kriegs in Gaza an der Seite Israels stehen
müsse. Dabei hat die österreichische SPÖ doch dieses Jahr das erste mal seit
langem wieder einen Parteiobmann, der sich positiv auf den Marxismus und
die  Arbeiter:innenbewegung  bezieht?  Der  Linksruck,  den  manche  damit
herbeigesehnt  haben,  blieb  leider  aus.  Vielmehr  gehen die  abgehobenen
Streitigkeiten weiter. Die um einiges rechteren Landeshauptläute schießen
regelmäßig  gegen  Babler,  damit  er  ja  nicht  vergisst,  dass  die
Sozialdemokratie schon lange nicht mehr auf die kleinen Leute schaut. In
Deutschland hat sich der Rechtsruck auch in der Linkspartei ausgedrückt. So



hat sich das „Bündnis Sarah Wagenknecht“ von der Partei abgespalten und
hofft  mit  rechteren Positionen zur Migration und gegen den angeblichen
„Genderwahn“  Wähler:innen  von  der  AfD  zurückzuholen.  Ihr
wirtschaftspolitisches  Programm  wird  in  den  Medien  häufig  als  links
bezeichnet,  steht jedoch in erster Linie nur für eine ein wenig sozialere
Marktwirtschaft, welche angesichts der aktuellen Krise ein utopisches Modell
zu sein scheint.

Wählt die Europäische Linke, aber organisiert
den Widerstand!
Wir rufen euch zur Wahl der Europäischen Linken (Linkspartei, KPÖ) auf. So
finden wir mit ihren Forderungen nach einem Stopp der Privatisierungen und
Kürzungswellen  an  unseren  Schulen  und  Unis,  einem  EU-weiten
Mindetslohn, einem Stopp der Aufrüstungsspirale und legalen und sicheren
Fluchtwege  in  die  EU  noch  die  größte  Übereinstimmung.  Während  die
Linkspartei in Deutschland überhaupt darum kämpfen muss, ins Parlament
einzuziehen zu dürfen, hat die KPÖ in Österreich dieses Jahr mehrere Erfolge
einfahren  können.  Allen  voran  die  Wahl  in  Salzburg,  wo  sie  über  20%
geschafft haben, aber auch für die EU-Wahlen stehen ihre Chancen gut. Die
Parteien der Europäischen Linken eint die Idee von einem sozialeren Europa.
Doch wie diese Forderungen genau umgesetzt werden sollen, insbesondere
wenn sie  auf  den erbitterten Widerstand der  herrschende Klasse  stoßen
werden  –  darüber  schweigt  die  Fraktion.  Doch  dennoch  vereint  sie  die
Illusionen  und  Hoffnungen  der  fortschrittlichsten  Teile  der  europäischen
Arbeiter:innenklasse, der Gewerkschaften, der Klimabewegung auf sich. Mit
diesen müssen wir brechen und den Massen aufzeigen, dass – wie oben schon
näher  erläutert  –  nur  auf  revolutionärem antikapitalistischen  Wege  eine
soziale,  friedliche,  antirassistische  und  ökologische  Vereinigung  Europas
unter kooperativer sozialistischer Planung der Produktion möglich ist.

Doch dafür dürfen wir nicht die kommunistischen Besserwisser:innen am
Gartenzaun  sein.  Unsere  Aufgabe  ist  es  die  richtigen  Forderungen  der
Europäischen  Linken  zu  unterstützen  und  im  gemeinsamen  Kampf
aufzuzeigen,  dass  diese  nicht  auf  parlamentarischem  Wege  und  nur



eingebettet  in  ein  revolutionäres  Programm  durchgesetzt  und  verteidigt
werden können. Die Basis und Wähler:innen dieser reformistischen Parteien
müssen wir dazu auffordern, ihre Führung auf die Probe zu stellen und von
ihnen einen tatsächlichen Kampf für ihre Forderungen einzufordern. Unsere
Aufgabe ist es, Teil dieses Kampfes zu sein, das reformistische Bewusstsein
in der Klasse zu brechen und ihn anhand unseres Programms auch zum
Erfolg zu führen.

Die  Wahl  von  irgendwelchen  „linken  Kleinstparteien“  wie  DKP,  MLPD,
MERA25, SGP oder auch der Letzten Generation lehnen wir ab. Während
DKP  und  MLPD  versuchen  aus  dem  Friedhof  der  Untoten  des
Steinzeitstalinismus  auszubrechen,  versucht  sich  die  vom  ehemaligen
griechischen  Finanzminister  Varoufakis  gegründete  MERA25  als  einzige
palästinasolidarische Partei zu präsentieren. Sie alle eint jedoch, dass sie
keinerlei Rückhalt in irgendwelchen Teilen der Arbeiter:innenklasse besitzen.
Ihre Wahl hat keinerlei Einfluss auf das Bewusstsein der Klasse, sodass wir
die  Klasse  auch  nicht  erreichen,  wenn  wir  unser  Kreuz  für  ihre
zusammengekleisterten,  reformistischen  und  sektiererischen
Wahlprogramme  machen.

In einer Zeit  in der Wirtschaftskrisen
und  Genozide  zu  unserem  Alltag
gehören, braucht es massenhaften und
organisierten  Widerstand  in  unseren
Schulen und Unis. Einen Zettel in eine
Box  werfen  kann  dabei  maximal  eine
Nebenbeschäftigung sein.



EU-Wahlen:  AfD  raus  aus
unseren Schulen!
Von Sani Meier, April 2024

Alle Jahre wieder der gleiche Zirkus: Bald stehen Bundestags-,  Landtags-
oder  wie  jetzt  die  EU-Wahl  an  und  schon  fühlen  sich  Schulen  dazu
verpflichtet, ihren Schüler:innen alle zur Wahl stehenden Parteien persönlich
vorzustellen. In den meisten Fällen werden Podiumsdiskussionen mit deren
Vertreter:innen  organisiert.  Dabei  ist  es  ganz  egal,  wie  transphob  oder
rassistisch  deren Inhalte  sind,  denn „es  ist  ja  alles  von der  Demokratie
gedeckt“.

Aber bei der AfD sind sich große Teile der Gesellschaft momentan nicht mehr
so sicher: Nachdem Geheimtreffen mit Kapitalist:innen und Rechtsextremen
aufgedeckt wurden, die eine „Remigration“ von nicht-deutschen Menschen
geplant hatten, sind Hunderttausende gegen sie auf die Straße gegangen.
Bestimmt waren auch viele von euch dabei. Wozu sollten wir der AfD also in
unseren Schulen eine Bühne geben?

Unsere Schulen sind die Orte, an denen wir uns jahrelang fünf Tage pro
Woche aufhalten müssen. Hier entstehen Freund:innenschaften, Fähigkeiten
und  Entscheidungen,  die  sich  auf  den  Rest  unseres  Lebens  auswirken.
Deshalb ist es so wichtig, dass sich alle Schüler:innen wohl fühlen und in
einem  sicheren  Rahmen  lernen  können.  Dass  das  nicht  der  Realität
entspricht,  ist  klar.  Umso wichtiger ist es,  dass wir denen, die mit ihrer
Politik unsere Mitschüler:innen angreifen, keinen Raum geben.

Was will die AfD eigentlich?
Lasst  uns gemeinsam einen Blick in das Wahlprogramm der AfD für die
Europawahlen 2024 werfen:

Der  Islam  als  „Gefahr  für  Europa“  sei  „mit  den  europäischen
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Grundprinzipien  von  Recht,  Freiheit  und  Demokratie  nicht  in
Einklang  zu  bringen“.  Deshalb  müsse  die  Zuwanderung  „massiv
beschränkt“  werden  –  auch  mithilfe  der  „Errichtung  physischer
Barrieren“ an den EU-Außengrenzen.
Die gleichgeschlechtliche Ehe wird abgelehnt: „Wir unterstützen es,
wenn Menschen traditionelle Geschlechterrollen leben.“
Das  Recht  auf  Schwangerschaftsabbrüche  soll  weitestgehend
eingeschränkt  werden  bis  auf  „absolute  Ausnahmen“  –  etwa  aus
medizinischen Gründen oder bei Vergewaltigungen.
„Wir  teilen  die  irrationale  CO2-Hysterie  nicht,  die  unsere
Gesellschaft, Kultur und Lebensweise strukturell zerstört.“ Das Klima
habe  sich  „seit  dem  Bestehen  der  Erde“  stets  gewandelt.  „Die
jetzigen  klimatischen  Veränderungen  ordnen  sich  vollkommen
normal  in  diese  Wechsel  ein.“

Alleine  von  diesen  Auszügen  wird  einem  schon  schlecht.  Muslimische
Menschen  seien  undemokratisch  und  würden  angeblich  nicht  zu  Europa
passen.  Deshalb  wolle  man  die  EU-Außengrenzen,  an  denen  schon  jetzt
Tausende ertrinken und in Lagern inhaftiert sind, noch stärker abriegeln.

Wie  sicher  fühlen  sich  wohl  muslimische  und/oder  geflüchtete
Mitschüler:innen, wenn das öffentlich an unserer Schule propagiert wird?
Noch dazu sollen alle „traditionelle Geschlechterrollen leben“, also entweder
als Mann oder als Frau, aber bitte nicht in gleichgeschlechtlichen Ehen. Alle
queeren Schüler:innen haben hier keinen Platz.

Zu guter Letzt leugnen sie auch noch den menschengemachten Klimawandel
und stellen sich gegen politische Maßnahmen, um diesen aufzuhalten. Alle
Bemühungen der FFF-Bewegung werden mit  Füßen getreten und unsere
Zukunft auf einem lebenswerten Planeten wird weggeworfen.

Den  Rassismus  und  Sexismus  der  AfD  können  wir  selbst  erkennen  und
brauchen  dafür  keine  öffentliche  Podiumsdiskussion,  bei  der  sich  ihre
Vertreter:innen  inszenieren  können.

Gerade wir jungen Menschen und Erstwähler:innen sind die Zielgruppe der



AfD und die ersten Erfolge sehen wir bereits. Die Partei produziert gezielt
Content  auf  den  Social  Media  Plattformen,  die  wir  nutzen.  Ihre  Videos
werden von allen Parteien auf TikTok am häufigsten aufgerufen.

Eine Studie der Konrad-Adenauer-Stiftung zeigt, dass die Altersgruppe 16-22
die AfD für „am ehesten geeignet“ hält, „um die anstehenden Probleme in
Europa zu lösen“. Dieser Plan darf nicht aufgehen und es ist unsere Aufgabe,
uns gemeinsam der AfD in den Weg zu stellen!

Was  können  wir  gegen  die  AfD  an  unserer
Schule tun?

Vernetzen!
Zuerst  ist  es  wichtig,  dass  wir  mit  unseren  Mitschüler:innen  über  die
Einladung der Schule an die AfD sprechen und erklären, warum das ein
Problem ist. Gerne könnt ihr dafür diesen Artikel und die oben genannten
Auszüge aus dem Wahlprogramm nutzen. Vielen ist noch nicht bewusst, wie
konkret  Menschen,  mit  denen  wir  täglich  zusammen  lernen,  dadurch
diskriminiert  werden.

Die Angriffe der AfD treffen nicht nur unsere Mitschüler:innen, sondern auch
unsere  Lehrkräfte,  die  nicht  in  deren  Bild  passen.  Auch  sie  können
potentielle Verbündete sein. Wenn es noch keine Struktur an der Schule gibt,
um sich gemeinsam politisch zu organisieren, ist es höchste Zeit dafür, eine
zu gründen, z.B. in Form eines Schulkomitees.

Forderungen aufstellen!
Wenn wir es geschafft haben, einen Teil unserer Mitschüler:innen davon zu
überzeugen, dass die AfD unbedingt wieder ausgeladen werden muss, ist es
Zeit, diese Forderung festzuhalten. Leider werden Schulen selbst dann keine
diskriminierungsfreien Räume, wenn diese Forderung erreicht ist.

Es ist ein guter Zeitpunkt, um gemeinsam zu überlegen, was sich noch an der
Schule ändern muss:  Geschlechtsneutrale  Toiletten? Geschichtsbücher,  in
denen  der  Kolonialismus  weder  beschönigt  noch  geleugnet  wird?



Fortschrittlicher  Sexualkundeunterricht?  Antidiskriminierungsstellen?
Sprecht  gemeinsam  über  eure  Erfahrungen,  tauscht  euch  aus  und
entscheidet  gemeinsam,  was  ihr  von  der  Schulleitung  fordern  wollt  –
Hauptsache, es läuft demokratisch.

Spread the News!
Sobald ihr  eure Liste  mit  Forderungen abgestimmt habt,  ist  es  Zeit,  sie
öffentlich  zu  machen.  Macht  daraus  einen  kleinen  Flyer,  druckt  ihn  im
Copyshop aus und verteilt ihn morgens vor der ersten Stunde oder in der
Pause vor der Schule.  Auch wenn es vielleicht Überwindung kostet,  sind
Flyer  eine  super  Möglichkeit,  um  mit  Schüler:innen  ins  Gespräch  zu
kommen.

Habt ihr eine Schulzeitung? Dann ab zur Redaktion und darum bitten, eure
Forderungen abzudrucken. Auch ein Instagram-Account eures Komitees kann
helfen,  euch  an  der  Schule  bekannt  zu  machen.  Wichtig  ist,  die
Schüler:innenvertretung mit ins Boot zu holen. Stellt sicher, dass sie von
eurer Aktion mitbekommt und sie unterstützt.

Druck aufbauen!
Wenn eure Mitschüler:innen euch und eure Forderungen auf dem Schirm
haben,  ist  es  Zeit,  ihnen Nachdruck  zu  verleihen.  Einen Flyer  kann die
Schulleitung vielleicht ignorieren, eine Kundgebung direkt vor dem Schultor
nicht.

Dazu muss lediglich eine Person die Kundgebung anmelden. Lasst euch dabei
nicht  von  Lehrkräften  oder  anderen  Leuten  einschüchtern  –
Versammlungsfreiheit  ist  euer  gutes  Recht.  So  lange  die  Kundgebung
angemeldet und behördlich genehmigt ist, kann sie euch niemand verbieten.

Ladet alle eure Freund:innen (auch von anderen Schulen), Mitschüler:innen,
Lehrkräfte und sonstige interessierte Menschen ein, daran teilzunehmen und
eure Forderungen zu unterschreiben. Auf der Kundgebung könnt ihr in einer
Rede erklären, wie es zu der Aktion gekommen ist, warum ihr der AfD keinen
Raum an der Schule geben wollt und welche Forderungen ihr gemeinsam an



die Schulleitung stellt.

Besonders gut ist es, wenn ihr vorher der Lokalpresse Bescheid gegeben
habt und vor Ort über euch berichtet wird. In Berlin haben wir es auf diesem
Weg bereits  geschafft,  dass  die  AfD an  einer  Schule  wieder  ausgeladen
wurde.

Egal wie eure Aktion ausgeht – wichtig ist, dass wir einfordern, über unsere
Schule und deren Alltag selbst zu bestimmen. Bleibt auf jeden Fall vernetzt
und schließt euch mit Schüler:innen anderer Schulen zusammen. Je mehr wir
sind, desto mehr Druck können wir aufbauen. Falls ihr bei der Organisation
Hilfe  braucht  oder  Fragen  habt,  schreibt  uns  jederzeit  an  und  wir
unterstützen  euch.

Für sichere Schulen unter demokratischer Kontrolle der Schüler:innen und
Lehrer:innen! Kein Raum für Sexismus, Rassismus  und Antisemitismus –
kein Raum der AfD!

Die  Brandmauer  bröckelt  im
Osten.  Aber  stand  sie  je
wirklich?
von Gale Annum, Juni 2024

„Ich wünsche mir so sehr einen Bürgerkrieg und Millionen Tote. Frauen,
Kinder. Mir egal.  Es wäre so schön. Ich will  auf Leichen pissen und auf
Gräbern tanzen. SIEG HEIL!“ – Marcel Grauf, rechtsextremer Aktivist und
ehemaliger AfD-Mitarbeiter.

Von  moderateren  Aufrufen  zur  Diskriminierung,  über  euphemistisch
formulierte Vernichtungsfantasien bis hin zu offener Volksverhetzung und
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rassistischen Gewaltaufrufen macht die AfD allen klar, was sie wirklich will.

Selbst den bürgerlichen Parteien Deutschlands ist aufgefallen, dass wir ein
Problem haben. CDU/CSU, FDP und Grüne haben erkannt, dass die AfD keine
Kleinpartei  aus  eurokritischen  Rechtspopulist:innen  und  verschrobenen
Schwurbler:innen  mehr  ist.

Sie ist zu einer ernstzunehmenden politischen Kraft geworden, in der selbst
die etablierten Parteien eine Gefahr für „unsere“ liberale Demokratie sehen –
Rechtsextreme, mit denen keine Zusammenarbeit vertretbar sei.

Die CDU: Aufrechte Antifaschist:innen?
So errichteten sie eine „Brandmauer“ gegen die aufzüngelnden Flammen des
Faschismus.  Ein  politisches  Bollwerk  gegen  den  Rassismus  und  das
antidemokratische Gedankengut, das sich von außen in die hohen Hallen der
Entscheidungsträger:innen eingeschlichen hatte.

Schon 2018 beschloss die CDU auf ihrem Parteitag, dass „jegliche Formen
der  Zusammenarbeit“  mit  extremen  Parteien  wie  der  AfD  (und
selbstverständlich auch der Linken) abzulehnen sei. Die Parteispitze macht
das auch in ihrer Rhetorik immer wieder klar. So sagte CDU-Generalsekretär
Lindemann: „In dieser Partei gibt es nachweislich Nazis, da möchte ich gar
nichts mit zu tun haben!“

Alles gut! Demokratie gerettet! Rassismus besiegt! Jetzt darf die AfD nur
keine absoluten Mehrheiten gewinnen. Dann werden sie nie in der Lage sein
reaktionäre Forderungen gegen das Asylrecht in die Tat umzusetzen. Die
Freiheitsliebe und Prinzipientreue der Christdemokrat:innen und Liberalen
hat uns allen den Arsch gerettet. Könnte man meinen.

Wo CDU und AfD gemeinsame Sache machen
Die Realität  sieht  anders aus:  Besonders im Osten hebt die CDU immer
wieder gerne im Einklang mit der AfD die Hand. So stimmte die Bautzener
CDU für einen Antrag der „gesichert rechtsextremen“ sächsischen AfD zur
Asyl- und Migrationspolitik des Landkreises.



In  Stralsund  gibt  es  bei  den  Christdemokrat:innen  noch  weniger
Berührungsängste: Hier wurden sowohl die AfD-Anträge in der Asylpolitik als
auch zum Gender-Verbot wohlwollend durchgenickt. Wenn es um so etwas
„Unkontroverses“ geht wie Steuersenkungen für Besserverdiener:innen, ist
auch für die CDU Thüringen klar, dass die AfD nur das Beste für alle will.
Diese Politik der stillen und möglichst heimlichen Kooperation auf lokaler
Ebene  hat  auch  CDU-Vorsitzender  Friedrich  Merz,  der  noch  großspurig
tönte, jeder der die Hand hebe mit der AfD, sähe sich daraufhin mit einem
Parteiausschlussverfahren konfrontiert, inzwischen abgenickt. Auch wenn er
später  den  offensichtlichen  Inhalt  seiner  Aussage  zur  Kommunalpolitik
unbeholfen versuchte zu relativieren bleibt deren Inhalt dennoch faktisch
bestehen und sagt kommunalen CDU-Politiker:innen: Im Stadtrat dürft ihr
auch mit der AfD stimmen und faktisch kooperieren. 

Ganz  vorn  im  Rassismus-Wettbewerb:  Die
Bezahlkarte für Geflüchtete
Wie  jede:r  Rassist:in  weiß,  geben  Geflüchtete  angeblich  alles  was  sie
besitzen, nur für Drogen und Verbrechen aus und schicken den Rest nach
Hause – deshalb kann man ihnen auch kein richtiges Geld anvertrauen.

Solche  an  Rassismus  kaum  zu  überbietenden  Vorurteile  bereiteten  im
November  2023  der  bundesweiten  Einführung  der  Bezahlkarte  für
Asylbewerber:innen den Weg. Olaf Scholz und die Ministerpräsident:innen
der Länder beschlossen, statt  Sozialleistungen solle es ab jetzt  nur noch
Essensmarken geben, mit denen nur bestimmte Produkte in ausgewählten
Läden gekauft werden können.

Ein weiteres Beispiel dafür, dass die Brandmauer nie wirklich stand, finden
wir  hier  in  Dresden.  Weil  ihnen  die  Beschneidung  der  Rechte  von
Geflüchteten nicht schnell genug ging, entschlossen sich in Dresden sowohl
die  CDU  als  auch  die  AfD  dazu,  ihre  eigenen  Anträge  für  ein
Bezahlkartensystem  einzubringen.

Nachdem der Antrag der CDU scheiterte, wurde der Antrag der AfD mit den
Stimmen der CDU und FDP angenommen. Dass das Abstimmen für den AfD-



Antrag mit der Unvereinbarkeitserklärung ihrer Partei kollidiert, sehen die
sächsichen CDU-Politiker:innen nicht so. Der eigene Antrag sei halt nicht
durchgekommen und der der AfD nahe genug dran.

Friedrich  Merz,  Bundesvorsitzender  der  CDU/CSU,  kommentierte  das
Abstimmungsverhalten  der  Dresdner  CDU  mit  den  Worten:  „Die
Entscheidung ist in der Sache richtig, im Verfahren inakzeptabel.“

Die  bürgerliche  Mitte:  keine  Brandmauer,
sondern der Brandbeschleuniger
Die Ablehnung der bürgerlichen Parteien gegenüber der AfD begründet sich
nicht  in  deren  Rechtspopulismus  und  Rassismus.  Höchstens  deren
unverblümte  Worte  sind  es,  die  stören.

Vielmehr ist es die Strategie der Parteien, sich auf öffentlicher Ebene von der
AfD  zu  distanzieren,  gleichzeitig  aber  ihre  eigene  Politik  an  deren
Wähler:innen auszurichten.  Denn weniger Stimmen für die AfD bedeuten
mehr Stimmen für die eigene Partei und damit auch mehr Einfluss in den
Parlamenten.

Doch  weder  das  Weltbild  noch  die  Forderungen  der  AfD  sind  dadurch
gebannt – sie leben in der Politik der anderen Parteien weiter. Wenn man
ähnliche Politik anbietet, dann kommt es auf lokaler Ebene halt auch mal vor,
dass man „aus Versehen“ zusammenarbeitet. Und wenn von den Grünen bis
zur  CDU  alle  darum  wetteifern,  wer  die  rassistischste  Politik  und  den
härtesten Sozialabbau liefert, dann braucht es keine „Alternative“ mehr.

In  der  derzeitigen Krise  geht  es  Arbeiter:innen immer schlechter.  Miese
Arbeitsverhältnisse, eine strauchelnde Wirtschaft und steigende Preise in den
Geschäften setzen uns allen zu. In Zeiten des Rechtsrucks versuchen die
Ampel,  CDU/CSU  und  AfD  uns  die  gleichen  Lösungen  zu  verkaufen:
Sozialabbau  und  Rassismus  statt  sozialer  Absicherung  auf  Kosten  der
Reichen.

Denn  die  Ursache  der  Probleme  l iegt  in  unserem  aktuel len



Wirtschaftssystem.  Krisen  und  Unterdrückung  sind  im  Kapitalismus  so
inhärent, wie es auch reaktionäre Ideologien bis hin zum Faschismus sind.
Nur, wer für eine Alternative zum Kapitalismus kämpft, hat eine Perspektive,
sowohl  die  zyklischen  Wirtschaftskrisen  als  auch  rechte  Kräfte  und  ihre
Ideologien endgültig zu besiegen.

Nur der gemeinsame, internationale Kampf der Arbeiter:innen kann uns vor
den  Auswirkungen  des  Kapitalismus  befreien.  Nur,  wenn  wir  zusammen
gegen Ausbeutung und Unterdrückung stehen, können wir gewinnen. Nicht
aber, wenn wir diese Aufgabe denjenigen überlassen, die an der aktuellen
Situation schuld sind!

Der angeblichen Brandmauer müssen wir eine Analyse des Rechtsrucks und
der  AfD  entegenstellen,  die  deren  Charakter  aufzeigt,  um  ihn  effektiv
bekämpfen  zu  können:  Auch  wenn  viele  Aussagen  der  Partei  kaum  zu
ertragen sind, ist sie keine faschistische Partei. Aktuell sammeln sich in ihr
verschiedene Flügel, vom wirtschaftsliberalen bis hin zum völkischen Flügel
um  Björn  Höcke,  der  durchaus  bereit  ist,  mit  rechtsextremen  und
faschistischen  Kräften  zusammenzuarbeiten.  Im  Gesamten  versucht  die
Partei aber, ihre Politik durch Macht in den Parlamenten durchzusetzen und
nicht durch militante Bewegungen auf der Straße, wie es in faschistischen
Bewegungen der Fall wäre.

Was  wir  brauchen  ist  eine  Einheitsfront  der  Organisationen  der
Arbeiter:innenklasse mit linken Bewegungen gegen Rassismus, Ausbeutung,
Sexismus  und  alle  weiteren  Formen  kapitalistischer  Unterdrückung.  Wir
müssen uns also in Komitees und Arbeitsgruppen in unseren Schulen, Unis
und Betrieben organisieren, um unseren Kampf gemeinsam auf die Straße zu
tragen und den Rechtsruck aufzuhalten!



Weltmenstruationstag:  Bluten
for  free?  Hygieneartikel  auf
allen Toiletten!
Von Alys, Mai 2024

Stell dir vor, du bist in der Schule. In 15 Minuten beginnt deine mündliche
Prüfung. Du bist nervös und gehst vorher noch einmal auf die Toilette. Dort
wartet eine böse Überraschung auf dich: Du hast deine Tage bekommen und
keinen Tampon dabei!

So eine Situation haben viele Schüler:innen schon einmal erlebt. Bei 67 %
der Menstruierenden muss erstmal Klopapier als Notlösung herhalten. Doch
wie  geht  es  dann  weiter?  Vielleicht  hast  du  Glück  und  eine:r  deiner
Mitschüler:innen hat einen Tampon für dich dabei. Wenn nicht, müsstest du
dir in der Pause eine Packung kaufen gehen, doch dein Taschengeld reicht
nicht für die 5 €.

Was kostet deine Periode?
Periodenarmut ist ein Problem, dem oft wenig Beachtung geschenkt wird. In
einer Studie von PLAN Deutschland und WASH United gaben 23 % der
Mädchen und Frauen ab 16 Jahren an, dass die monatlichen Ausgaben für die
Periode für sie eine finanzielle Belastung seien.

Das  britische  Rabattportal  Money  Saving  Heroes  fand  heraus,  dass
Menstruierende circa 46 € im Monat für Periodenprodukte, Schmerzmittel,
Wärmepflaster, neue Unterwäsche und Ähnliches ausgeben. Im ALG II Satz
sind zum Beispiel monatlich nur 17.02 € für Hygieneausgaben vorgesehen.
Die meisten Schüler:innen sind finanziell noch abhängig von ihren Eltern.
Sind  diese  Arbeiter:innen  des  Niedriglohnsektors  oder  auf  Sozialhilfe
angewiesen, wird das Geld für Periodenprodukte knapp. Besonders betroffen
von  Periodenarmut  sind  jedoch  obdachlose  Menschen.  Bei  ihnen  kommt
erschwerend dazu, dass es sehr wenige saubere und kostenlose öffentliche
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Toiletten gibt und dass sie weniger Zugang zu sauberer Kleidung haben.

Fehlender Zugang zu Hygieneartikeln und öffentlichen Toiletten führt dazu,
dass vor allem junge Menstruierende sich unwohl fühlen und lieber zuhause
bleiben. Damit werden Menstruierende aus dem öffentlichen Raum wie zum
Beispiel der Schule ausgeschlossen. Wer sich außerdem sorgen muss, ob der
letzte Tampon noch für den Schultag reicht, kann sich schlechter aufs Lernen
konzentrieren.

Eine Sparstrategie ist zum Beispiel, Menstruationsprodukte länger nicht zu
wechseln. Das kann gesundheitlich gefährlich werden. Beim Tragen eines
Tampons  über  8  Stunden  erhöht  sich  das  Risiko  für  das  toxische
Schocksyndrom. Feuchte Binden bilden einen Nährboden für Bakterien und
Infektionen.  Das könnte wiederum höhere medizinische Kosten nach sich
ziehen. Oder andersrum: Arm sein ist sehr teuer.

Hygieneartikel als Grundversorgung
Deshalb die Frage: Warum gehören Tampons und Binden nicht einfach zur
Standardausstattung von öffentlichen Toiletten wie Klopapier und Handseife?
Von der Politik und von der Öffentlichkeit wird die Periode weitestgehend
ignoriert  und  gewissermaßen  als  ein  Privatproblem  mancher  Menschen
behandelt. Das hat zum einen damit zu tun, dass das Thema immer noch
tabuisiert  wird.  Es  ranken  sich  sehr  viele  hartnäckige  Mythen  um  die
Periode, zum Beispiel dass das Periodenblut irgendwie schmutzig oder gar
giftig sei oder dass man während der Blutung keinen Sex haben sollte. So
wirkt, als sei die Periode etwas, für das man sich gar schämen sollte, und erst
recht  nicht  öffentlich  darüber  laut  sprechen oder  gar  politisieren.  Diese
Tabuisierung  und  Mystifizierung  sind  letztendlich  die  Folge  der
jahrtausendalten  Frauenunterdrückung  und  im  Besonderen  des
Heraushaltens von Frauen bzw. Menstruierenden aus dem öffentlichen Raum
und damit auch des wissenschaftlichen wie medizinischen Diskurses. Etwas,
was bei den allermeisten Frauen und Menstruierenden über eine lange Phase
ihres  Lebens  zum  Alltag  gehört,  schlichtweg  als  unaussprechlich  und
ekelerregend zu definieren, ist eine Form der Gewalt und Unterdrückung.
Zumal Beschwerden, die damit einhergehen, auch totgeschwiegen werden



und bis vor kurzem nicht einmal wirklich untersucht wurden. Stattdessen
wird uns seit unserer Jugend vermittelt, dass es ganz normal ist, wenn wir
Krämpfe haben, die uns bewegungsunfähig machen, wir aber einfach eine
Wärmeflasche drauflegen sollen, weil wir uns ja nicht einfach jeden Monat
1–5 Tage deswegen krankschreiben lassen können. Und das, obwohl das in
diesem  Ausmaß  überhaupt  nicht  normal  ist,  wie  die  heutigen
wissenschaftlichen Erkenntnisse bezüglich Endometriose zeigen. Doch auch
Endometriose  wird  noch  viel  zu  wenig  in  der  Medizin  ernstgenommen,
obwohl es eine weit verbreitete Erkrankung ist (laut Zeitbild medical sind 10
% der Menstruierenden in Deutschland betroffen). Das merken wir dran, wie
schwierig es ist,  eine Diagnose zu bekommen. Dies dauert im Schnitt 10
Jahre.  Auch PMDS, also PMS mit  Fokus auf  psychische Symptome,  wird
wenig öffentlich diskutiert. Dabei sind auch diese Symptome weit verbreitet,
führen  aber  bei  5–7  %  sogar  dazu,  dass  sie  aufgrund  von  depressiven
Symptomen den Alltag nicht richtig bewältigen können. Erschwerend kommt
hinzu, dass PMDS bis zu 16 Tage im Monat anhält.

Zum anderen ist es für die Kapitalist:innen, die Hygieneartikel herstellen
lassen, ein riesiges Geschäft, weil ein bedeutender Anteil der Bevölkerung
dazu gezwungen ist, beständig auf die eigenen Produkte zurückzugreifen.
Der Profit steht hier mal wieder über allem und ganz besonders über der
Gesundheit  von  Menstruierenden,  weswegen  auch  schädliche  chemische
Komponenten für die Produktion verwendet werden. Wir sprechen hier von
einem jährlichen Umsatz von 800 Millionen Euro in Deutschland. Es zum
Privatproblem zu machen,  ermöglicht  es  gerade,  absurd hohe Preise  für
diese Artikel zu verlangen, ohne dass das zum Politikum wird. Gerade in
einer Gesellschaft mit patriarchalen Strukturen, in der cis Männer deutlich
mehr Macht und Einfluss besitzen, können sie etwas, wofür sie selbst nicht
aufkommen müssen, als eine Art „Luxusartikel“ deklarieren. Das führt auch
dazu, dass Menschen, die nicht betroffen sind, also insbesondere cis Männer,
Vorstellungen  von  der  Periode,  basierend  auf  schlechter  Aufklärung,
entwickeln, die dann beinhalten, dass Menstruierende eigentlich gar keine
Hygieneartikel bräuchten und das eben einfach nur Luxus sei und sie einfach
das Blut „anhalten“ könnten und dann das Klo benutzen könnten.



Hinzu kommen dabei auch noch die Steuern durch den bürgerlichen Staat:
Bis vor Kurzem waren noch 19 % Mehrwertsteuer veranschlagt, mittlerweile
sind es zumindest nur noch 7 %. Doch das geht nicht weit genug!

Kämpfen wir dafür!
Klar  ist:  Damit  alle  uneingeschränkt  am Schulalltag  teilnehmen  können,
sollten  Menstruationsprodukte  nicht  einfach  nur  etwas  billiger  sein.  Es
braucht  kostenlose  Menstruationsartikel  in  jeder  Schule  und  auf  jeder
öffentlichen Toilette! Alle Schüler:innen sollen die gleichen Möglichkeiten
haben,  am  Unterricht  teilzunehmen,  und  insgesamt  sollte  hier  keine
finanzielle Ungerechtigkeit bestehen! Durch kostenlose Hygieneartikel wird
nicht  nur  das  Wohlbefinden  und  Selbstbewusstsein  von  jungen
Menstruierenden gestärkt,  sondern auch das  Thema Periode an sich  ein
Stück weit enttabuisiert, zumal wir uns im Sinne von trans Inklusion dafür
einsetzen,  auf  allen  Toiletten  diese  Produkte  auszulegen.  Hinzukommen
sollte natürlich auch ein demokratisch organisierter Aufklärungsunterricht
an der Schule, um über Perioden Mythen und Vorfälle diskutieren zu können.

Wir sollten das zum einen auf gesamtgesellschaftlicher Ebene erkämpfen,
indem wir für einen selbstverständlichen Umgang mit  Perioden und eine
Anerkennung  von  Hygieneartikeln  als  Grundversorgung  kämpfen.  Dies
unterstützen wir als Teil der Frauenbefreiungsbewegung. Dazu gehört nach
unserem Verständnis auch die Enteignung der Konzerne Johnson & Johnson,
die  marktführend im Bereich Hygieneartikel  sind.  Die Arbeiter:innen des
Betriebs  könnten  dann  die  Produktion  kontrollieren  und  so  auch  dafür
sorgen,  dass  bspw.  schädliche  Stoffe  wie  Pesitzide,  Weichmacher  und
Bleichmittel nicht ihren Weg in Binden, Tampons & Co. finden! Durch eine
Planwirtschaft ist es möglich, eine kostenfreie Grundversorgung für alle zu
errichten. Auch die Forschung im Bereich Endometriose und PMDS muss
vorangetrieben  werden,  so  dass  wir  Unterstützung  für  alle  Betroffenen
erkämpfen  können.  Die  Devise  heißt  hier  Enteignung  unter
Arbeiter:innenkontrolle  und  die  Aufhebung  des  Patentrechts,  um  zu
gewährleisten, dass die Produktion von medizinischen Präparaten nicht unter
Profitinteresse steht und sie auch in einer Langzeitanwendung so sicher wie



möglich sind! Des Weiteren setzen wir uns für unkomplizierte Krankmeldung
im Fall von Perioden, PMS und PMDS ein. In Spanien bspw. wurden dafür
monatliche  extra  Urlaubstage  eingerichtet,  die  in  einem  solchen  Fall
jederzeit genommen werden können. Etwas Ähnliches ohne ärztliches Attest
halten wir sowohl für Schule als auch für Uni und Betrieb für sinnvoll, denn
mal ehrlich: Wer will sich mit Horrorkrämpfen noch zum Arzt schleppen und
dort  mehrere  Stunden auf  einen gelben Schein  warten?!  Und das  jeden
Monat auf Neue?!

Aber konkret an der eigenen Schule kann man es auch politisieren, indem
man die Schulleitung unter Druck setzt.  Sowohl öffentliche Aktionen und
Kundgebungen können dazu gehören, aber auch es einfach erst mal selbst zu
machen, indem man Hygieneartikel auf den Schulklos auslegt und dazu ein
Plakat hängt, was skandalisiert, dass die Schulleitung das nicht selbst macht!
Das kann sich lohnen, denn diese Gedanken machen sich viele Menschen, die
Perioden haben, und dadurch kann man einen Raum schaffen, indem man
darüber spricht und sich organisieren kann und vielleicht sogar erkennt,
welche Ungerechtigkeit darüber hinaus noch in der Schule besteht! Wenn ihr
dabei Unterstützung braucht, meldet euch doch gerne bei uns!

Daher fordern wir:

Kostenlose  Menstruationsartikel  in  allen  Schulen,  Unis,  Betrieben
und öffentlichen Toiletten
Schluss mit Transfeindlichkeit: Menstruationsprodukte auf allen Klos
Unkomplizierte Krankmeldung bei Periodenbeschwerden
Kostenlose, öffentliche und saubere Toiletten – überall und 24/7
Lehrpläne  unter  demokratischer  Kontrolle  der  Schüler:innen,
Arbeiter:innen und aller Mitarbeitenden der Schule: Wir entscheiden
über unsere Aufklärung!
Mass ive  Invent ionen  in  d ie  Forschung  h ins icht l ich
Menstruationsbeschwerden, bezahlt  von den Profiten der Reichen,
die Forschung unter Kontrolle von Arbeiter:innengremien
Enteignung der Betriebe, Minimierung der Schadstoffe für Mensch
und Natur in Hygieneartikeln und Errichtung einer Planwirtschaft



unter  Arbeiter:innenkontrolle  zur  Aufrechterhaltung  der
Grundversorgung.

Quellen:
https://www.plan.de/fileadmin/website/04._Aktuelles/Kampagnen_und_Aktion
en/Menstruation sumfrage/Plan-3_Pager_Menstruation-A4-2022.pdf

Periodenarmut: Wieso die Menstruation unsere Gesellschaft spaltet

https://www.informationsportal-kinderwunsch.de/resource/blob/201942/a69a
4011a67d9fe83c8902d85796a981/zeitbild-medical-endometriose-und-
kinderwunsch-a-rztemappe-data.pdf

PMDS: Was Frauen über die prämenstruelle Depression wissen sollten

How  To:  Einen  Schulstreik
gegen Rechts organisieren
von Brokkoli Bittner, Mai 2024

Millionen Menschen waren in den letzten Wochen & Monaten gegen Rechts
auf der Straße und in den Schulen diskutieren Schüler:innen, wie man die
AfD bekämpfen kann. Während immer noch viele davon überzeugt sind, dass
man gemeinsam mit den bürgerlichen Parteien den Rechtsruck aufhalten
kann,  sehen wir  darin keine Perspektive.  Die AfD hetzt,  aber die  Ampel
macht die passenden Gesetze dazu. Mit ihrer Zustimmung zur GEAS-Reform
der Festung Europa haben die Grünen, die SPD und die FDP dafür gesorgt,
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dass das Asylrecht in der EU faktisch abgeschafft wird. Eine Forderung, wie
sie die AfD schon lange aufgeworfen hat. Wir schlagen für uns Jugendliche &
Schüler:innen eine andere Taktik vor: Gemeinsam mit euch wollen wir einen
bundesweiten  Schulstreik  gegen  Abschiebungen  und  AfD  organisieren.
Warum wir dieses Mittel zur Durchsetzung von Forderungen einsetzen und
wie man einen Streik organisiert, erfahrt ihr in diesem Artikel.

Warum überhaupt ein Streik?
Die  Schule  bestreiken  bedeutet,  den  Unterricht  zu  boykottieren  und
stattdessen gemeinsam für ein politisches Ziel auf die Straße zu gehen. Ein
Schulstreik  legt  zwar  nicht  wie  andere  Streiks  die  Produktion  oder  das
öffentliche Leben lahm, aber er ist ein Akt des politischen Massenprotests
und stört den „normalen“ Schulbetrieb. Und das ist auch wichtig und richtig,
denn dieser Alltag aus Diskriminierung, kaputtgespartem Schulsystem und
Abschiebungen ist nicht normal! Ein Schulstreik gibt uns eine Stimme, indem
wir uns klar und deutlich gegen Abschiebungen und AfD positionieren, ohne
viel Angst haben zu müssen, von der Schule zu fliegen. Es gibt zwar kein
Recht auf Schulstreik, aber er ist auch nicht konkret verboten. Und so haben
schon viele große Schulstreiks in der Vergangenheit,  ob 2008 gegen die
Bildungskürzungen, ob 2016 gegen Rassismus, oder ab 2019 in Fridays for
Future gezeigt, dass wir durch unsere Streiks etwas erreichen können.

Voraussetzung: Das Thema muss relevant für
Schüler:innen sein
Bevor wir die Menschen in unserem Umfeld zu gemeinsamen Aktionen &
Protesten  aufrufen  können,  müssen sie  die  Problematik  auf  dem Schirm
haben. Für alle, die rassistisch oder sexistisch diskriminiert werden, stellt
sich diese Frage meistens nicht, da ihr Alltag vom Rechtsruck durchzogen
ist: Schlechtere Noten als „deutsche“ Mitschüler:innen, Ansprachen mit den
falschen Pronomen & Namen,  Beleidigungen und die ständige Angst  vor
Abschiebungen.  Zehntausende  Jugendliche  in  Deutschland  haben  keine
dauerhafte Aufenthaltserlaubnis, sondern sind lediglich „geduldet“. Duldung
heißt  „vorübergehende  Aussetzung  der  Abschiebung“.  Und wer  soll  sich



eigentlich auf Mathe konzentrieren, wenn total unklar ist, ob die Duldung
nächste Woche noch verlängert wird? Aber spätestens seit der Correctiv-
Recherche über Geheimtreffen der AfD mit Rechtsextremen der Identitären
Bewegung, gehen Viele auf die Straße, um den Rechtsruck aufzuhalten, die
das Problem vorher nicht so deutlich gesehen haben oder geglaubt haben, sie
könnten nichts dagegen tun. Man kann also mit Recht sagen, dass Jetzt der
optimale Zeitpunkt ist, um gemeinsam Widerstand zu organisieren.

Schritt  1:  Mobilisierungen  und  Druck  auf
[‘solid],  JuSos  und  die
Gewerkschaften/jugenden
Während wir von Schule zu Schule gehen, plakatieren, flyern und unzählige
Diskussion führen, die Missstände immer wieder aufs Neue erklären, sollten
wir  aber  eins  nicht  vergessen:  Es  gibt  bereits  eine  große  Anzahl  an
Jugendlichen,  die  erkannt  haben,  dass sich etwas ändern muss und sich
daher  einer  Jugendorganisation  angeschlossen  haben,  welche  sich  diese
Veränderung auf die Fahnen schreibt. Allein [‘solid] und die JuSos haben
zusammen  knapp  100.000  Mitglieder.  Und  beide  Gruppen  haben  den
Anspruch formuliert, sich gegen den Rechtsruck zu stellen. Das Problem ist
nur,  die  Führungen  dieser  reformistischen  Organisationen  haben  kein
Interesse daran ihre Mitgliedschaft wirklich zu mobilisieren. Für sie geht es
an  erster  Stelle  nicht  selten  darum,  die  eigene  Karriere  in  der  Partei
voranzutreiben, um es sich selbst später einmal nett einzurichten, während
man hauptberuflich faule Kompromisse mit den Herrschenden aushandelt.
Ihr  Problem ist,  dass  sie  letztlich  immer die  Interessen ihrer  Mitglieder
verraten müssen, wenn sie nicht bereit sind, den Boden der herrschenden
Ordnung zu verlassen. Ähnlich ist es bei den Jugendgewerkschaften, deren
Jugendsekretäre häufig vom Apparat selbst eingesetzt und nur noch formal
per Wahl bestätigt werden. All das ändert aber nichts daran, dass ihre Basis
unter den gleichen Missständen leidet wie wir und diese auch sehen kann.
Wenn wir  es  also  schaffen,  durch  unsere  Mobilisierung,  und  z.B.  durch
öffentliche Aufrufe,  diese Basis in Bewegung zu bringen, so ist  auch die
Führung  zur  Handlung  gezwungen,  will  sie  nicht  ihr  noch  verbliebenes



bisschen Legitimität verspielen wollen. Dasselbe gilt bei der Ausweitung an
die Unis bzw. Berufsschulen ebenso für den SDS und in geringerem Maße
auch für die SDAJ (Jugendorganisation der DKP (Deutsche kommunistische
Partei, entgegen des Namen eher programmatisch reformistisch), die auch
mal ihre paar hundert Mitglieder auf die Straße bringen könnte. Genauso
wichtig ist Fridays For Future, da sie bereits an den Schulen verankert sind
und ihre Mitglieder diese als Räume für politische Kämpfe anerkennen. Auch
die Basis von FFF wird regelmäßig von Führungsfiguren wie Luisa Neubauer
verraten,  die  die  Ziele  und  Forderungen  der  Klimabewegung  radikal
ausverkauft. Dennoch müssen wir sie zur gemeinsamen Aktion auffordern,
denn nur so muss sich Neubauer vor den Augen ihrer Basis rechtfertigen,
warum sie letztlich nicht an einem antirassistischen Schulstreik teilnehmen
will. Es gilt also, offen auf diese Organisationen zuzugehen und sie von der
Notwendigkeit eines antirassistischen Schulstreiks zu überzeugen. Dabei ist
die Tatsache, dass die Aktion gemeinsam stattfindet jedoch wichtiger als dass
der Schulstreik genau die Form hat, wie wir sie uns vorstellen. Das muss
dann in Schritt 2 offen ausdiskutiert und demokratisch beschlossen werden.

Schritt 2: Eine Aktionskonferenz einberufen
Dieser  Schritt  dient  dann  dem  Zweck  offen  auszudiskutieren  und
demokratisch zu beschließen, wie der Schulstreik konkret aussehen kann,
was  seine  genauen  Forderungen  sein  sollen  und  wie  man  noch  mehr
Schüler:innen mobilisieren kann. Um diese Diskussion zu führen, muss also
eine Aktionskonferenz einberufen werden, auf der über den Aufruf und den
konkreten Streikplan sowie über verschiedene Aktionsformen an den Schulen
selbst  diskutiert  wird.  Zu dieser Aktionskonferenz müssen auch die noch
skeptischen Teile der Jugend eingeladen werden. Ziel muss es sein, auch mit
diesen Teilen zu diskutieren.

Revolutionär:innen haben dabei auch die Aufgabe, die Grenzen von allein auf
Schulen  und  Schülis  beschränkten  Aktionen  aufzuzeigen  und  auf  die
Notwendigkeit eines strategischen Bündnisses mit der Arbeiter:innenklasse
hinzuweisen. Beim Thema Rassismus muss klar gemacht werden, dass kein:e
Arbeiter:in ein Interesse an der ungleichen Bezahlung von Migrant:innen hat.



Es  muss  daher  eine  Debatte  mit  den  Gewerkschaften  über  eine
Streikbeteiligung  geben.  Dabei  darf  die  Jugend  ihre  Kritik  an  der
Gewerkschaft  nicht  verschweigen  und  muss  klar  für  die  Aufnahme  von
Flüchtlingen in die Gewerkschaft und für lokale Streikkomitees – nicht nur in
den Schulen, sondern auch – in den Betrieben eintreten. Außerdem muss klar
sein: Ein Kampf gegen Rassismus muss ein Kampf gegen die Herrschenden
sein,  denn  diese  sind  dafür  verantwortlich,  dass  Mitschüler:innen
abgeschoben werden, migrantische Arbeiter:innen schlechter bezahlt werden
und SchülerInnen ihre rassistischen Lehrer:innen nicht abwählen können.
Der  Kampf  gegen  Rassismus  kann  nur  erfolgreich  sein,  wenn  er  seine
materiellen Wurzeln in der kapitalistischen Produktionsweise bekämpft. Doch
so wichtig und richtig diese Punkte für Revolutionär:innen sind, machen wir
sie nicht zur ultimativen Bedingung für eine gemeinsame Aktion. Das wäre
letztlich  sektiererisch,  schließlich  können  wir  nicht  erwarten,  dass
Jugendliche,  die etwas gegen Rassismus machen wollen,  automatisch mit
einem  antikapitalistischen  Klassenbewusstsein  auf  die  Aktionskonferenz
kommen.  Vielmehr  müssen  wir  sie  durch  die  gemeinsame  Praxis  davon
überzeugen–

Schritt 3: Ab auf die Straße!
Wenn  wir  es  geschafft  haben,  uns  auf  der  Aktionskonferenz  über  die
Erfahrungen  an  unseren  Schulen  auszutauschen  und  gemeinsam
demokratisch über die Forderungen des Streiks abgestimmt haben, ist es
Zeit,  diesen  zu  organisieren.  Wir  müssen  also  all  unsere  Freund:innen,
Mitschüler:innen & Lehrer:innen dazu einladen, an diesem Tag nicht zur
Schule, sondern zur Demo oder Kundgebung zu gehen. Vor der Schule Flyer
verteilen, ist die optimale Gelegenheit, mit Leute ins Gespräch zu kommen,
die  man sonst  nicht  erreichen  würde.  Zusätzlich  hilft  es,  in  der  Schule
Plakate  für  den Streik  aufzuhängen und den Aufruf  über  alle  möglichen
Social  Media-Kanäle  und  Whatsapp-Gruppen  zu  verbreiten.  Gemeinsame
Vorbereitungstreffen, z.B. zum Schilder malen sind auch immer motivierend
und  eine  gute  Chance  zum  Vernetzen.  Durch  das  Einberufen  einer
schulrechtlich  verankerten  Vollversammlung  sorgt  man  dafür,  dass  das
Thema mehr Aufmerksamkeit bekommt, man mit allen Schülis gemeinsam



diskutieren kann und auch alle wirklich erreicht.

Dann bleibt nur noch das Wichtigste zu tun: Zusammen, zahlreich & laut auf
die Straße gehen! In Redebeiträgen müssen wir die aktuelle Situationen in
unseren Schulen ganz klar kritisieren, aber auch Geflüchteteninitiativen und
die beteilligten Organisationen ans Mikro holen. Auf Schildern & in Parolen
ist unser Protest so laut, dass selbst die letzte Schulleitung sie nicht länger
überhören kann. Und natürlich beschränkt sich unser Kampf nicht nur auf
diesen Tag: So lange, wie unsere Forderungen nicht erfüllt sind, gehen wir
auf  die  Straße  und  legen  den  Schulalltag  lahm-  in  unserer  Stadt  und
deutschlandweit. Für eine Zukunft, in der alle Schüler:innen ohne Angst vor
Abschiebung & Gewalt lernen können. Für eine sichere & gerechte Bildung,
gegen den Rechtsruck!

L i n k  z u r  J g A - T e l e g r a m - G r u p p e  a l s  Q R - C o d e  e i n f ü g e n :
https://t.me/jugendgegenabschiebung

Solidarität  mit  der  queeren
Hausbesetzung in Hannover! Für
die Enteignung von Wohnraum!
von Revolution Hannover  (geschrieben von Leni  Kronstadt,  Jail,  Peter  &
Charlie), Mai 2024

In Hannover wurde in der Nacht vom 17.5. zum 18.5. am Klagesmarkt ein
Haus besetzt. Zeitgleich zum CSD wurde die Besetzung bekannt gemacht.
Aktivist:innen hingen Transparente aus den Fenstern, es wurde Pyrotechnik
in  den  Farben  der  Trans*  Fahne  gezündet.  Von  Seiten  der  CSD-
Besucher:innen gab es großen Jubel, Applaus und zustimmende Rufe. Eine
Menschenmenge  bildete  sich  vor  dem Haus.  Es  gab  antisexistische  und
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antiqueerfeindliche Parolen. Das besetzte Haus steht seit zehn Jahren leer
und dient den Besitzer:innen als Spekulationsobjekt. Bereits vor fünf Jahren
wurde es schon einmal besetzt, kurz nach der Besetzung allerdings geräumt.
Die Besetzer:innen zeigten sich kooperationsbreit, was die Besitzer:innen des
Hauses  nicht  davon abhielt,  Anzeige  zu  erstatten und eine  Räumung zu
fordern.  Nur  wenige  Stunden  nach  dem  Bekanntwerden  der  Besetzung
griffen Bullen die Kundgebung vor dem Haus mit Pfefferspray und Schlägen
an,  nahmen Menschen fest  und riegelten das  Haus ab.  Viele  Menschen,
Besetzer:innen sowie CSD-Teilnehmer:innen wurden verletzt. Die Polizei gab
später  auf  X  (ehemals  Twitter)  an,  sie  seien  vor  dem Haus  angegriffen
worden. Diese Behauptung konnte nicht durch Videos oder Fotos bestätigt
werden.  Gegen  Abend  wurde  das  Haus  dann  mit  Hilfe  der  Feuerwehr
geräumt,  da sich Aktivist:innen auf  dem Dach des  Gebäudes positioniert
hatten. Die Besetzer:innen erhielten einen Platzverweis.

Und das alles, obwohl auf jeden obdachlosen Menschen in Hannover gleich
mehrere leerstehende Wohnungen kommen und die Stadt Hannover sechs
Millionen Euro an Geldern für Jugend und Sozialarbeit streichen will. Die
Besetzung hätte eine Türöffnung für einen queeren Safer-Space darstellen
können, denn queere Menschen sind immer noch überdurchschnittlich oft
von Obdachlosigkeit und Gewalt betroffen. Zudem mangelt es an allen Ecken
und Enden an Angeboten und Unterstützung für queere Jugendliche. Statt
Wohnraum zu schaffen und ernsthaft das Problem von Wohnungslosigkeit im
Kapitalismus anzugehen, werden Wohnungen als Spekulationsobjekt genutzt
und Mietpreise in die Höhe getrieben. Sobald dann das Elend, das durch
dieses inhumane Wirtschaften mit Grundbedürfnissen von Menschen sichtbar
wird, wird eine Verdrängungspolitik mit Bullenwachen und wie in Hannover
am Raschplatz mit  Freizeitangeboten,  die von Security rund um die Uhr
bewacht werden,  durchgesetzt.  Dass diese Verdrängungspolitik  allerdings
nicht zur Lösung des Problems führt, ist offensichtlich.

Wohnraum muss enteignet werden!
Wir  sind  solidarisch  mit  den  Hausbesetzer:innen,  da  besetzte  Häuser
sicherere und selbstverwaltete Räume ermöglichen können, auch wenn es



keine  komplett  sicheren  Räume  im  kapitalistischen  System geben  kann.
Besonders für diejenigen,  die unter den katastrophalen Bedingungen des
aktuellen Wohnungsmarktes kein bezahlbares Zuhause mehr finden, stellen
sie  aber  oft  eine  letzte  Rettung  dar.  Gleichzeitig  ist  es  jedoch  wichtig
aufzuzeigen,  dass Besetzungen allein das Problem der Wohnungslosigkeit
nicht lösen können. Es ist ein fester Teil des kapitalistischen Systems und
dient dazu, dieses zu stützen: Wer sich nicht genug ausbeuten lassen kann
oder  wi l l ,  landet  auf  der  Straße.  Um  dieses  grundlegende
Ausbeutungsverhältnis  aufzuheben,  müssen  wir  den  Kapitalismus
überwinden.  Da  dieser  auf  Eigentumsverhältnissen  beruht,  können
Besetzungen durchaus ein Werkzeug sein, da sie die Differenzen zwischen
den Interessen des Kapitals, das durch den Staat verteidigt wird mit Hilfe der
Polizei, und den Interessen der Arbeiter:innenklasse aufzeigen können. Eine
wirkliche Problemlösung für die Wohnungsnot stellen sie allein deswegen
schon nicht dar, da es meistens für Menschen, die nicht in der linken Szene
vernetzt sind, quasi unmöglich ist, die besetzten Räume zu nutzen. Eine reine
Besetzung sollte also nicht das einzige Ziel sein, sondern mit dem Fokus auf
der  Enteignung  durchgeführt  werden.  Es  braucht  die  Kontrolle  von
Mieter:innen über die Wohnungen, die Enteignung von Vermieter:innen und
Immobilienkonzernen und Wohnungsbau unter Arbeiter:innenkontrolle, um
das Problem ernsthaft zu lösen.

Queer-Unterdrückung & Kapitalismus
Gerade in Zeiten des Rechtsruckes ist es wichtig aufzuzeigen, dass das Ideal
der  bürgerlichen  Familie  im  Kapitalismus  der  Profitmaximierung  der
Kapitalist:innen dient. Es dient zur Unterdrückung der Frau, ermöglicht eine
für den Staat möglichst kostengünstige Reproduktionsarbeit und ist somit
behilflich dabei, Gewinn zu maximieren: Care-Arbeit ist Privatangelegenheit
und Frauen leisten diese unentlohnt und oftmals allein, während Männer
durch ihre Lohnarbeit die Familie finanziell versorgen sollen. Da von diesem
Gehalt allein kaum eine Familie überleben kann, leisten Frauen neben ihrer
Care-Arbeit  meist  noch zusätzliche Lohnarbeit.  Queere  Menschen passen
nicht  in  dieses  Weltbild,  da  sie  sich  eben  nicht  so  leicht  in  die
vorgeschriebenen  Rollen  quetschen  lassen,  was  dazu  führt,  dass  queere



Menschen angefeindet und als „anders“ angesehen werden. Im Kapitalismus
werden also einerseits queere Menschen unterdrückt und ihnen wird zum
Beispiel  durch  unnötige  Verbote  oder  unzureichende  Gesetze  das  Leben
schwer gemacht.  Zum anderen werden Pride-Fahnen und die CSDs auch
immer wieder für Marketing von Konzernen und auch Polizei und Armee
genutzt. So auch in Hannover.

Keine Pride mit der Polizei!
Gerade im Pridemonth gibt es unzählige Produkte mit Pridefahnen zu kaufen,
und  die  Polizei  hat  Infostände  und  eigene  Wagen  auf  den  CSD-
Demonstrationen. Obwohl sie es waren, die vor nicht einmal fünfzig Jahren
noch  prügelnd  durch  queere  Bars  randaliert  sind  und  queerfeindliche
Gesetze  durchgesetzt  haben,  was  überhaupt  erst  zur  Tradition  des
Christopher Street Days führte. Wie wir wissen: The first pride was a riot!
Auch heute prügeln die Cops immer noch auf Queers ein, wie es bei der
Kundgebung vor dem besetzten Haus auf  unzähligen Videos festgehalten
wurde. Die Bullen scheuen immer noch nicht davor zurück, queere Menschen
zusammenzuschlagen, die an friedlichen Veranstaltungen teilnehmen. Solche
Szenen sind keine „Einzelfälle“, sondern zeigen, welche Rolle die Polizei im
Kapitalismus spielt: Sie ist die institutionalisierte und monopolisierte Gewalt
des  Staates.  Das  bedeutet,  dass  sie  die  Politik  des  Staates  mit  Gewalt
durchsetzt. Im Kapitalismus steht dieser im Dienste der herrschenden Klasse
und  verteidigt  deren  Eigentum,  da  sie  durch  diesen  Profit  erzeugt.
Hausbesetzungen  stellen  diese  Eigentumsverhältnisse  des  Wohnraums
eindeutig  in  Frage  und  werden  damit  automatisch  von  der  Polizei
zerschlagen. Auch Queers stellen die Herrschaftsordnung des Kapitalismus
in Frage, wie weiter oben bereits erläutert. Die Polizei hat also auf dem CSD
nichts zu suchen. Sie führt die Interessen des bürgerlichen Staates aus und
ist kein Teil der Arbeiter:innenklasse.

Was können wir also aus diesen Erkenntnissen
schließen?
Unsere Befreiung wird uns nicht geschenkt werden, wir müssen sie selbst



erkämpfen. Vollständige queere Befreiung ist erst nach der Überwindung des
Kapitalismus  möglich,  da  dieser  Queerfeindlichkeit  braucht,  um  seine
Unterdrückungsmechanismen durchsetzen zu können. Trotzdem werfen wir
im Hier und Jetzt Forderungen auf, die unsere Situation verbessern können:

Polizei und Bundeswehr raus aus dem CSD und unseren Schulen!
Enteignung  aller  Immobilienkonzerne  und  Kontrolle  der
Arbeiter:innen über Wohnraum!
Für  unabhängige  Aufarbeitungsstellen  zur  Untersuchung  von
Polizeigewalt unter Kontrolle der Arbeiter:innenbewegung!
F ü r  d e m o k r a t i s c h  l e g i t i m i e r t e  u n d  k o n t r o l l i e r t e
Selbstverteidigungsstrukturen  der  Arbeiter:innen,  Jugendlichen,
Queers & Frauen, sowie allen Unterdrückten und Ausgebeuteten des
Kapitalismus!

Um erfolgreich  gegen unsere  Unterdrückung kämpfen zu  können,  ist  es
wichtig, dass wir uns organisieren. Wenn du Interesse hast, schreib uns eine
DM auf Instagram und komm zu unseren Ortsgruppentreffen!

IDAHOBIT: Schulter an Schulter
gegen  Queerfeindlichkeit  &
Rechtsruck!
Von Leonie Schmidt, Mai 2024

Heute ist der IDAHOBIT, der internationale Tag gegen Homo-, Bi-, Inter- und
Transphobie. Seit 2005 wird dieser begangen, um an die Streichung von
Homosexualität aus dem Register der Krankheiten von der WHO 1990 zu
erinnern. Transgeschlechtlichkeit ist jedoch erst seit 2018 nicht mehr in der
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ICD  zu  finden.  Diese  Umstände  zeigen  schon  einmal  gut  auf,  dass  die
gesellschaftliche  Akzeptanz  von  queeren  Personen  auch  heute  noch  auf
äußerst  wackligen  Säulen  steht.  Aufgrund  dessen,  dass  es  dem  BRD-
Imperialismus lange Zeit sehr gut ging, konnten einige Verbesserungen für
Queers erkämpft werden. Jedoch kommt es besonders in Zeiten von Krisen zu
einer Zunahme von Gewalttaten gegen Queers & Frauen, während Rechte
der  körperlichen  und  sexuellen  Selbstbestimmung  schnell  wieder
zurückgenommen werden können (ein Blick nach Polen, Ungarn und Italien
sowie die USA genügt).

Zusätzlich haben wir es weltweit mit einem massiven Rechtsruck zu tun.
Sowohl die bürgerlichen Parteien rücken nach rechts als auch rechte Player
gewinnen an Relevanz und Zustimmung. Das lässt sich in Hinblick auf die
Finanzkrise(n) erklären, welche seit 2007/08 die Welt, wie unsere Eltern und
Großeltern sie vorher kannten, aus ihren Fugen geraten lassen. Für viele
Personen aus den unteren Klassen steht die Existenz auf dem Spiel, diese
Sorgen führen dazu, dass rechte Ideen an Boden gewinnen, weil sie eine
vermeintliche Lösung präsentieren.

Zunahme  der  Gewalt  gegen  Queers  in
Deutschland
Im Sommer 2023 häuften sich die Meldungen über Angriffe auf CSDs und
das bei weiten nicht nur in eher rechten, konservativ-ländlichen Regionen. Im
Jahr 2022 kam es sogar zu einem Mordfall auf einem CSD in Münster: Malte
C.,  ein 20-jähriger trans Mann,  wurde brutal  erschlagen,  weil  er  andere
queere Personen vor einem Angreifer schützen wollte. Auch amtliche Zahlen
bestätigen,  was  uns  als  queeren  Personen  schon  lange  klar  ist:  jährlich
nehmen die angezeigten Hassverbrechen gegen queere Personen zu. Das ist
seit der ersten Erfassung im Jahr 2001 erkennbar. Einen besonders starken
Sprung gab es im Jahr 2018 auf 2019, wo sich die erfassten Übergriffe um
60% erhöhten, im Bereich der Gewalttaten sogar um 70 % (LVSD 2023). Im
Jahr  2022  fiel  die  Steigerung  um  ca.  15%  im  Vergleich  zu  2021  aus.
Selbstverständlich  müssen  wir  davon  ausgehen,  dass  hier  nicht  jeder
Übergriff verzeichnet ist. Denn nach wie vor gibt es eine hohe Dunkelziffer,



viele haben (zurecht) kein Vertrauen in die Polizei und dass diese wirklich
queere Menschen schützen würde. Schließlich kommt es auch immer wieder
dazu, dass Polizist:innen während sie Repressionen gegen Linke verüben,
queer- und insbesondere transfeindliche Beleidigungen rausholen, um uns
einzuschüchtern.

Selbstbestimmungsgesetz  –  Ende  gut  alles
gut?
Auf den bürgerlichen Staat ist also kein Verlass,  das zeigt uns auch das
brandneue  Selbstbestimmungsgesetz.  Sicherlich  ist  es  im  Vergleich  zum
veralteten TSG an manchen Stellen fortschrittlicher, doch dem Druck von
transfeindlichen Akteur:innen wie den medienaffinen TERFs ist die Ampel
dennoch gewichen, als sie beispielsweise die Hausrechtklausel mit eingefügt
haben. Trans Personen dürfen also nun aufgrund ihrer trans Identität aus
Einrichtungen verwiesen werden, eine Klausel, die nicht nur als Hintertür für
Queerfeindlichkeit zu verstehen ist,  sondern Trans-Feind:innen ganz neue
Möglichkeiten eröffnet. Auch dass die anerkannte trans Geschlechtsidentität
bezüglich der Wehrpflicht im Verteidigungsfall nicht mehr zählt, ist äußerst
fragwürdig und zeigt auf, dass sich die BRD mit Diversity schmücken mag,
die imperialistischen Staatinteressen wiegen aber mehr. Des Weiteren soll es
auch  Listen  von  trans  Personen  bei  den  Behörden  geben  –  ein
Sicherheitsrisiko sondergleichen, wenn das in die falschen Hände gerät. In
Anbetracht der rechten Strukturen in Polizei und Bundeswehr ist diese Sorge
also auch nicht weit hergeholt.

AfD und die Queerfeindlichkeit
Die AfD, welche nach wie vor gute Chancen in der EU-Wahl hat – laut einer
aktuellen Umfrage liegt die Prognose bei 15,6% (DAWUM 2024) – ist definitiv
auch eine Partei, die gerne gegen queere Menschen hetzt. So sprach sich
Andreas  Gehlmann,  ein  Landtagsabgeordneter  der  AfD  dafür  aus,
homosexuelle  Menschen  auch  in  Deutschland  ins  Gefängnis  zu  stecken
(Süddeutsche 2016). Thomas Ehrhorn, ebenfalls AfD Politiker, bezeichnete
Homosexualität  als  Geisteskrankheit,  die  zum  Volkstod  führe,  da  eine



Gesellschaft sich so nicht fortpflanzen könne (Focus 2018). Auch wenn die
AfD  eine  Partei  mit  Flügelkämpfen  ist  und  sie  nicht  geschlossen  hinter
solchen Aussagen stehen, deuten diese Zitate schon auf die Position der AfD
hin: sie möchte mit allen Mitteln die konservative Familie aus Mann, Frau
und Kind(ern) erhalten. Dabei setzen sie sich gegen die Ehe für Alle ein,
wollen Regenbogenfamilien nicht als gleichwertig anerkennen und möchten
das Allgemeine Gleichbehandlungsgesetz abschaffen,  was Diskriminierung
aufgrund  von  Geschlecht,  Sexualität,  Herkunft  und  Religion
entkriminalisieren  würde.  Außerdem möchten  sie  sexuelle  Aufklärung  in
Bildungsreinrichtungen  massiv  einschränken,  dies  würde  Kinder  nur
verwirren und manipulieren und dazu führen, dass sie sich selbst für queer
halten. Eine lächerliche Argumentation in Anbetracht der Tatsache, wie viel
Fokus nach wie auf Hetero-Beziehungen im Aufklärungsunterricht liegt!

Spaltung und Klassenkampf von oben
Die AfD ist aber nicht die einzige Partei, die Hetze gegen Queers nutzt, um
sich selbst Relevanz zu verschaffen. Auch die CDU/CSU fabuliert von einer
queeren Bedrohung und behauptet, Drag Queens seien pauschal eine Gefahr
für Kinder. Zusätzlich haben sie sich kürzlich entschlossen, das Genderverbot
in bayerischen Schulen,  Unis und Behörden durchzusetzen.  Auch gibt  es
Berichte von queeren Schul-AGs in Bayern, die aufgrund eines nicht näher
begründeten Verbots der Schulleitung nicht mehr aktiv sein dürfen (Queer.de
2024). Im Allgemeinen fühlen sich viele junge Queers in Bayern unwohl, 94%
erlebten  bereits  Diskriminierung  (Queer.de  2023).  Das  dortige  Klima  ist
direkt  inspiriert  vom  US-amerikanischen  Kulturkampf  gegen  queere
Menschen. So trafen sich CSU-Politiker mit dem queerfeindlichen Senator
Ron DeSantis. Aber warum? Die CSU hat in Bayern eine spürbare rechte
Konkurrenz: die Freien Wähler unter Hubert Aiwanger, welche trotz (oder
gerade  wegen)  seiner  antisemitischen  Flugblattkampagne  an  Zulauf
gewonnen haben. Deswegen muss sie sich auch hier rechter positionieren,
um ihre Wähler:innen nicht zu verlieren.

Dennoch  ist  die  Union  aber  keine  rechtspopulistische  Partei,  sondern
weiterhin eine rechte, konservative Partei, die auf Biegen und Brechen hin



versucht, ihre Wähler:innen nicht an die AfD, und in Bayern an die Freien
Wähler,  zu  verlieren und gleichzeitig  die  sozialen Angriffe  im Sinne der
herrschenden Klasse zu verschleiern versucht. Dafür nutzt sie auch immer
mehr  rechtspopulistische  Rhetorik  und  in  diesem  Fall  queerfeindliche
Rhetorik.  

Die Ablehnung queerer Personen oder Ablehnung queerer Rechte kann sich,
neben dem grundlegenden Problems des Rechtsrucks, auch in Teilen mit
einer massiven Unzufriedenheit mit der Ampel erklären lassen. Die Ampel,
und insbesondere die Grünen, werden von ihren konservativen Gegner:innen
vor allem für ihre „woke Ideologie“ angegriffen. Dadurch verbinden viele die
Angriffe auf ihre soziale Lage mit dem Kampf für mehr Rechte für queere
Personen. Das ist  natürlich völliger Quatsch, die Grünen schmücken sich
vielleicht mit Regenbogen-Farben, doch echte Befreiung werden auch sie
nicht  erkämpfen  können  (und  versuchen  es  auch  gar  nicht).  Dennoch
funktioniert  so  der  Klassenkampf  von  Oben  wie  er  im Buche  steht:  die
Kapitalfraktion die hinter den Grünen steht, verliert an Relevanz, zusätzlich
wird die Arbeiter:innenklasse gespalten und macht für ihre missliche Lage
nicht  die  Bourgeoisie  und  deren  Interessen  zuständig,  sondern  queere
Personen und ihren Kampf für Akzeptanz und Gleichberechtigung.

Klassengesellschaft und Queer-Unterdrückung
Für uns als Kommunist:innen ist die Grundlage der Unterdrückung queerer
Personen  k lar .  D iese  ents teht  in  Zusammenhang  mi t  der
Frauenunterdrückung,  welche  auf  das  Ideal  der  bürgerlichen  Familie
gestützt ist. Das Ideal der bürgerlichen Familie stellt eine wichtige Instanz
im Kapitalismus dar, da durch es die Reproduktionsarbeiten in der Familie
der  Arbeiter:innenklasse  vornehmlich  auf  Frauen  unvergütet  ausgelagert
werden kann. Kurz und knapp heißt das: Frauen putzen, kochen, erziehen
Kinder und haben ein offenes Ohr, damit die ganze Familie am nächsten Tag
wieder  werktätig  sein  kann.  Das  wird  auch  als  Reproduktion  der  Ware
Arbeitskraft bezeichnet. Der Umstand, dass Frauen dafür zuständig sind, ist
toll für die Kapitalist:innen, denn so können sie mehr Profite machen, da
diese Arbeit nicht bezahlt oder überhaupt erstmal gesehen wird. Natürlich



machen auch Männer in den letzten Jahren mehr im Haushalt  –  Studien
beweisen jedoch, dass die Hauptlast immer noch bei Frauen liegt. In einer
Studie kam heraus, dass 72% der Frauen in Deutschland täglich Hausarbeit
verrichten, während es nur 29% der Männer sind (Destatis 2019). Das ist
jedoch kein  selbstgewähltes  Leid,  sondern etwas,  was uns von klein  auf
durch Rollenbilder und Erwartungen aufgezwungen wird.  In genau diese
Rollenbilder passen aber queere Personen nicht rein, auch wenn es immer
wieder versucht wird, z.B. wenn ein lesbisches Paar gefragt wird, wer denn
der Mann in der Beziehung sei. Durch ihre bloße Existenz scheint es der
herrschenden  Klasse,  dass  queere  Personen  der  Gesellschaftsordnung
gefährlich werden könnten, besonders in Zeiten von Krisen. Demnach sind so
auch die Rollbacks und die Zunahme von Gewalt an Queers & Frauen zu
erklären: die herrschende Klasse muss das Ideal der bürgerlichen Familie
beschützen, um ihre eigene Existenz und den Kapitalismus zu schützen. Der
bereits erwähnte Punkt der Spaltung der Unterdrückten und Ausgebeuteten
stellt einen praktischen Nebeneffekt dar.

Zusätzlich sind wir als queere Jugendliche durch unsere Abhängigkeit vom
Elternhaus  auch  unterdrückt,  da  unsere  Eltern  einerseits  auf  einer
juristischen Ebene Entscheidungen über uns treffen können, z.B. ob sie uns
geschlechtsangleichende Behandlungen erlauben,  aber natürlich auch auf
einer erzieherischen Ebene, z.B. ob sie uns den Kontakt zu anderen queeren
Personen  erlauben,  wobei  es  dann  möglich  ist,  durch  die  finanzielle
Abhängigkeit von uns gegenüber unseren Eltern Druck auf uns auszuüben.

Was tun?
Kurz und knapp: Kapitalismus abschaffen! Die bürgerliche Familie existierte
nicht  immer,  Frauenunterdrückung  auch  nicht.  In  der  sogenannten
Urgesellschaft  gab  es  keine  geschlechtsspezifische  Arbeitsteilung,  somit
auch keine Rollenverteilung, die auf dem Geschlecht basierte. Es gab aber
auch  keine  Klassen  und  keinen  privaten  Besitz  an  Produktionsmitteln.
Stattdessen  gab  es  ein  Kollektiv,  was  die  Aufgaben  nach  Fähigkeiten
untereinander aufgeteilt hat.

Daraus können wir ziehen, dass wir nur in einer klassenlosen und befreiten



Gesellschaft  als  Queers  frei  von  Unterdrückung  und  Ausbeutung  leben
können. Das ist aber nichts, was automatisch passiert. Immerhin haben uns
über viele Generationen hinweg die Rollenvorstellungen geformt. In einem
sozialistischen System haben wir aber zumindest die materiellen Grundlagen,
die für Frauen – und Queerbefreiung zuständig sind,  aufgehoben. Keiner
Einzelperson gehört mehr der Betrieb, niemand wird mehr ausgebeutet, und
Frauen  müssen  nicht  mehr  dem  Großteil  der  Reproduktionsarbeit
nachgehen. Damit wir die Prägung unseres Bewusstseins hinter uns lassen
können, müssen wir uns aber auch aktiv für Aufklärung einsetzen. Ebenfalls
ist  die  Vergesellschaftung  der  Hausarbeit  ein  relevanter  Punkt,  um  die
individuelle Last für jede:n von uns minimieren zu können. Das heißt also
nicht, dass wir den Leuten verbieten wollen, in monogamen Hetero Familien
zu  leben,  aber  wenn  die  gesellschaftlichen  Strukturen  nicht  mehr
vornehmlich darauf  ausgerichtet  sind,  wird  sich das  für  viele  von selbst
erledigen.

Wie kommen wir aber überhaupt zum Sozialismus? Dafür müssen wir im hier
und jetzt ansetzen und eine Massenbewegung aus Arbeiter:innen, Frauen,
Queers und Jugendlichen aufbauen. Diese muss international koordiniert sein
und sich ein gemeinsames Programm geben, für das gekämpft werden soll.
Das heißt, wir müssen uns auch die Probleme anschauen, die jetzt existieren
und  darauf  konkrete  Antworten  finden,  um  die  Unterdrückten  und
Ausgebeuteten  davon  zu  überzeugen,  dass  der  Kapitalismus  sie  nicht
befreien  wird  und  stattdessen  nur  eine  klassenlose  Gesellschaft  dies
gewährleisten  kann.  Gegen  die  Diskriminerung  von  queeren  Personen
können  wir  Anti-Diskriminierungsstellen  und  Selbstverteidigungskomitees
aufbauen  und  uns  für  selbstverwalteten  Aufklärungsunterricht  einsetzen.
Wollen wir gegen den Rechtsruck ankommen, müssen wir uns auch um die
wirtschaftliche  Lage  von  Arbeiter:innen,  Jugendlichen  und  dem niederen
Kleinbürger:innentum kümmern, indem wir für ein Mindesteinkommen für
Schüler:innen und Studierende sowie eine Erhöhung von Mindestlöhnen mit
Hilfe einer gleitenden Lohnskala angepasst an die Inflation eintreten. Für die
Koordinierung dieser Kämpfe brauchen wir auch eine neue revolutionäre
Partei, die diese anführt, genau wie eine neue Jugendinternationale, um auch
der Jugendunterdrückung einen eigenen Fokus geben zu können.



Klar ist, die Befreiung wird uns niemand schenken, wir müssen selbst aktiv
werden! Wenn du genau das willst,  schließ dich unserem Kampf für die
Befreiung von Queers und allen anderen Ausgebeuteten und Unterdrückten
an! Melde dich einfach bei uns und wir klären alles weitere persönlich ab.
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Wenn wir uns auf  der Welt  umschauen,  läuft  uns ein Schauer über den
Rücken: In Deutschland ist die AfD in allen Landesparlamenten und dem
Bundestag  vertreten  und  stellt  mittlerweile  Bürgermeister,  es  drohen
Mehrheiten bei den Landtagswahlen in Ostdeutschland. Zeitgleich sind alle
Parteien  bis  auf  die  Linkspartei  auf  eine  rassistische  Politik  gegenüber
Geflüchteten eingeschwenkt und wollen sich gegenseitig übertreffen, wer am
besten  abschieben  kann.  Bundeskanzler  Scholz  höchstpersönlich  sprach
davon, endlich „im großen Stil“ abschieben zu wollen.

Nicht nur in Deutschland hat sich die Lage verschlechtert. Schauen wir in
der Welt umher, sieht’s in anderen Ländern nicht besser aus: Trotz seiner
Niederlage  2020  steht  Trump wieder  für  die  Republikaner:innen  in  den
Startlöchern. Gegen seinen schwachen Kontrahenten Joe Biden hat er gute
K a r t e n ,  d i e s e n  N o v e m b e r  b e i  d e n  U S - a m e r i k a n i s c h e n
Präsidentschaftswahlen  klar  zu  gewinnen.

Georgia Meloni,  die Regierungschefin Italiens,  gehört der Partei  „Fratelli
d’Italia“ an, welche aus einer faschistischen Tradition stammt und sich auf
einen neoliberalen Rechtspopulismus eingestellt hat. Hier wurde kurzerhand
das Bürger:innengeld gestrichen und weitere Angriffe drohen.

Davon kann auch die argentinische Arbeiter:innenklasse ein Lied singen:
Dort unternimmt der selbsternannte „Anarchokapitalist“ Javier Milei gerade
den Versuch, den Staat autoritär umzubauen und mit der Kettensäge den
Sozialstaat zu zerlegen.

Doch dabei hört es nicht auf. Auf dem Großteil der Welt können wir einen
Rechtsruck  verzeichnen.  Von  Europa  bis  zu  den  Philippinen  können  wir
beobachten, wie Rechtspopulist:innen Erfolg haben. Klar ist: Dem Rechtsruck
müssen wir uns entgegenstellen. Aber wie?

Woher kommt der Rechtsruck?

Wenn wir  uns effektiv  wehren wollen,  müssen wir  verstehen,  wie dieser
Rechtsruck zustande kommt. Dazu müssen wir uns anschauen, in was für
einer Welt wir leben.



Um  dies  gleich  zu  beantworten:  Aktuell  leben  wir  im  Stadium  des
Imperialismus. Dieses ist die höchste Stufe des Kapitalismus. Es gibt einen
internationalen  Weltmarkt  samt  einer  internationalen  Arbeitsteilung.
Dadurch  gibt  es  zwei  Formen  von  Ländern:  imperialistische  und
unterworfene.

Aus dem Schulunterricht kennen die einen oder anderen den Begriff  der
„Kolonisierung“.  Damals  gab  es  Länder,  die  offen  andere  Länder,  also
Kolonien,  abhängig  gemacht  haben  –  wirtschaftlich  und  politisch.
Imperialistische Länder machen in einer gewissen Weise das gleiche. Sie
halten unterworfene Länder wirtschaftlich abhängig, jedoch politisch formal
unabhängig, weshalb wie sie Halbkolonien nennen.

Oberflächlich  erscheinen  die  meisten  Halbkolonien  als  eigene  Staaten.
Schaut man sich an, wem die Firmen gehören, welche Zuschüsse der Staat
bekommt und wie verwoben die Beziehungen mancher Politiker:innen sind,
wird klar: Komplett unabhängig agieren die Länder nicht.

Hinzu  kommt die  fortschreitende  Monopolisierung.  Konzerne  fusionieren,
kaufen  auf  und  übernehmen  den  Markt,  während  kleinere  Firmen  und
Händler  verdrängt  oder  aufgekauft  werden.  Das  ist  ein  Prozess,  der
innerhalb  der  kapitalistischen  Produktionsverhältnisse  nicht  gänzlich
aufzuhalten  ist.

Einer kleinen Bäckerei im Dorf ist es unmöglich, in der gleichen Zeit so viele
Brötchen  herzustellen  wie  eine  Bäckereikette  mit  mehr  Maschinen  und
Arbeiter:innen. So wird der Preis der Dorfbäckereibrötchen teurer und mehr
Menschen gehen zur Bäckereikette, weil es günstiger ist.

Dadurch wird zwar die Produktion effizienter und die Zentralisierung legt die
Grundlage für eine demokratische Planwirtschaft, aber die großen Firmen
müssten  dafür  auch  enteignet  werden,  anstatt  sich  in  der  finanziellen
Konkurrenz zu zerfleischen.

Daneben stehen die kleineren Firmen, die Angst haben, ihre Stellung zu
verlieren. Getrieben von der Angst des sozialen Abstieges fangen sie an,
herumzubrül len:  Protekt ionismus,  Nationalchauvinismus,



Standortborniertheit, das sind ihre Forderungen, um sich zu schützen. Kurz
gesagt: Sie wollen das Rad der Zeit aufhalten, um nicht ihren Reichtum zu
verlieren, indem sie sich gegen die internationale, arbeitsteilige Struktur des
Gesellschaftssystems stellen.

In diesen Verhältnissen werden die Kapitalist:innen gezwungen, immer nach
einem Weg zu schauen, wie sie mehr Profit anhäufen können. Profit macht
das  Kapital  mit  der  Ausbeutung  der  Arbeiter:innen.  Diese  arbeiten  mit
Maschinen und Rohstoffen, und schaffen ungeheure Werte, wovon sie nur
einen Bruchteil als Lohn bekommen. Durch immer weitere Investitionen in
neue Maschinen werden die Arbeiter:innen aus der Produktion verdrängt und
die  Investitionen werden immer  teurer,  während sich  der  Markt  sättigt,
woraus sich schnell eine Überproduktionskrise entwickeln kann.

Auswege  für  diesen  Prozess  gibt  es  für  Kapitalist:innen  nicht  viele.  Sie
müssen  andere  aufkaufen,  fusionieren  oder  spekulieren.  Sind  alle
Möglichkeiten ausgeschöpft,  wird zu rabiateren Methoden gegriffen.  Dies
kann zum einen durch Sparpolitik und soziale Angriffe auf die Arbeiter:innen
umgesetzt werden, zum anderen durch wirtschaftlichen oder militärischen
Krieg. Die stärkere Kapitalfraktion kann verstärkt in neue Märkte eindringen,
während die Verliererin zurückgelassen wird.

Die Bedeutung der Krise

Der Rechtsruck vollzieht sich verstärkt seit den 2010er-Jahren. Aber wo liegt
der Ursprung der Stärke von AfD und Co.?

Im Zuge der Weltwirtschaftskrise 2007/08 standen viele Banken kurz vor
dem Bankrott. Viele wurden mit extrem viel Geld gerettet. Die Kosten dafür
haben nicht jene getragen, die viel Geld besaßen. Nein, die Kosten wurden
auf die Arbeiter:innen abgewälzt. Praktisch wurden die Armen noch ärmer
gemacht,  durch  Leiharbeit,  Kürzungen  bei  Sozialleistungen,  sozialen
Einrichtungen  und  so  weiter.

Parteien, die die Stimme dagegen erhoben haben, gab es kaum. Im Kern
Europas haben Sozialdemokrat:innen wie die SPD dabei geholfen, die Kosten
der Krise auf die Arbeiter:innen abzuwälzen. Viele linke Reformist:innen wie



die  Linkspartei  haben  es  verpasst,  kräftig  dagegen  zu  kämpfen.  So
scheiterten  europaweite  Streikversuche  oftmals  an  der  Blockade  durch
Gewerkschaftsbürokratien imperialistischer Nationen.

Aktuell passen sie sich dem Rechtsruck an und versuchen, die Wähler:innen,
die sie an die AfD verloren haben, mit rechter Rhetorik wiederzugewinnen.
Doch  andere  linksreformistische  Parteien,  wie  SYRIZA  in  Griechenland,
haben offen gegen die Sparpolitik der EU mobilisiert und konnten damit
ganze Länder für sich gewinnen. Letztlich mussten sie aber einknicken und
haben damit Verrat begangen.

Diese schwere Niederlage hat heute in doppelter Hinsicht Bedeutung für
uns: Zum einen wurde die politische Linke schwer geschädigt und konnte
sich davon bis heute nicht erholen. Zum anderen konnten die Regierungen
alle neoliberalen Tricks wie Sparmaßnahmen und Sozialabbau ausspielen,
um die Krise abzuwehren. Nun rollt eine neue Krise über uns hinweg, bei der
die alten Tricks ausgeschöpft sind. Deshalb müssen wir mit einem härteren
Kampf rechnen, der sich darum dreht, wessen Kapital nun zerstört wird.

An dieser Stelle haben sich die Rechten mit ihrer „Krisenlösung“ positioniert:
Rückzug in die nationalen Grenzen, zusammen mit einer extrem neoliberalen
Politik,  welche  die  Ausbeutung  verschärft  und  das  nationale  Kapital
bevorzugt, indem Reallöhne und sozial- und arbeitsrechtliche Bestimmungen
abgesenkt werden.

Anstatt  eine  Perspektive  aus  der  globalen  Konkurrenz  herauszuweisen,
erkennen sie diese als unumstößliche Naturgewalt an. Sie stürzen sich mit
einer  Kompromisslosigkeit  hinein,  bei  der  die  Arbeiter:innen
gezwungenermaßen  unter  die  Räder  kommen  werden.  Um  das  zu
verschleiern,  begleiten  sie  das  alles  mit  reaktionären  Ideologien  von
Vaterland  und  Familie.

Was für eine Perspektive haben wir?

Wir müssen das Ganze nicht hinnehmen! Es gibt Wege, dieser tristen Zukunft
zu entkommen. Das Beispiel von SYRIZA zeigt, dass man auch mit „radikalen
Forderungen“ den Rückhalt in der Bevölkerung finden und damit immense



Sprengkraft entwickeln kann.

Als  REVOLUTION  treten  wir  für  eine  antirassistische  Bewegung  ein,
bestehend  aus  Gewerkschaften,  Sozialdemokratie,  Reformist:innen  sowie
Sozialist:innen, die sich dem Rechtsruck entgegenstellt. Aktuell sind es die
ersteren,  die  einen  Großteil  der  organisierten  Arbeiter:innen  hinter  sich
führen.

Rassismus ist nicht einfach nur so beschissen. Er schwächt auch den Kampf
für das objektive Interesse aller Arbeiter:innen: Anstatt zusammen für eine
bessere  Lebensgrundlage  zu  kämpfen,  bekämpft  man  sich  gegenseitig.
Deswegen ist es wichtig, auch soziale Forderungen aufzustellen, wie nach
bezahlbarem  Wohnraum  oder  Mindestlohn  für  alle.  Diese  Forderungen
müssen konsequent  mit  Antirassismus verbunden werden.  Daneben muss
auch die Frage der Selbstverteidigung aufgeworfen werden.  Denn neben
rassistischen  Gesetzen  gibt  es  auch  Rassist:innen  auf  der  Straße,  die
Migrant:innen und Linke angreifen.

Aber  eine  Bewegung reicht  nicht  aus.  Für  uns  Jugendliche  sieht  unsere
Zukunft  beschissen  aus:  mehr  Ausbeutung,  mehr  Überwachung,  weniger
Freiheiten  und  Perspektiven.  Es  wird  immer  schwerer,  einen
Ausbildungsplatz oder einen Job zu finden, von dem wir leben können, ohne
den  Spießrutenlauf  der  unbezahlten  Praktika  oder  befristeten  Jobs
durchlaufen zu müssen. Für diejenigen, die weiblich, queer, migrantisch oder
geflüchtet sind, ist das Ganze nochmal bedeutend härter.

Nebenbei werden die Ausgaben für Bildungseinrichtungen gekürzt und unser
Selbstbestimmungsrecht über Körper und Sexualität eingeschränkt, oftmals
geleugnet. Deswegen brauchen wir Jugendlichen eine eigene internationale
Organisation  mit  einem  revolutionären  Programm.  Ein  Programm,  das
deutlich macht, dass es keine Spaltung aufgrund Herkunft, Geschlecht, Alter
oder  Sexualität  geben  darf.  Nur  so  können  wir  der  Unterdrückung  von
Jugendlichen, auch in der Arbeiter:innenbewegung selbst, entgegentreten.

Wir müssen die aktuelle Problematik mit einer revolutionären Perspektive
verbinden. Konkret heißt das: Wir beteiligen uns an aktuellen Kämpfen wie



Streiks oder Bewegungen und tragen eine revolutionäre Perspektive hinein,
insbesondere an den Orten, an denen wir uns täglich befinden, wie Schulen,
Unis oder Betriebe.

Nicht nur für Jugendliche brauche es eine Organisation mit revolutionärem
Programm. Uns ist bewusst, dass wir Jugendlichen nicht die einzigen sind,
die unter dem System leiden und dass wir allein nicht das System umwälzen
können.  Für  uns  ist  die  Arbeiter:innenklasse  die  einzige  Kraft,  die  eine
Revolution anführen kann,  wird doch durch ihre schöpferische Kraft  der
Großteil  des gesellschaftlichen Werts produziert,  den sich einzelne privat
aneignen.  Aus  diesem Grund  unterstützen  wir  die  Anstrengungen,  neue
Arbeiter:innenmassenparteien aufzubauen, die offen für ein revolutionäres,
sozialistisches Programm kämpfen.

Eurovision Song Contest 2024 –
United by Genocide?
von Leonie Schmidt, Mai 2024, zuerst veröffentlicht in der Infomail 1254 der
Gruppe Arbeiter:innenmacht

Gestern Abend fand in Malmö das Finale des 68. Eurovision Song Contest
unter dem Motto „United by Music“ statt.  Überschattet war es, völlig zu
Recht,  von  verschiedenen  Protesten  gegen  die  Teilnahme  Israels  und
Boykottaufrufen.  In  den  letzten  Jahren  hat  sich  das  Schauen  des  ESCs
besonders  bei  einem  jüngeren  und  queeren  Publikum  zu  einem  festen
kulturellen Bestandteil gemausert. Jährlich schalten für das Finale um die
162  Mio.  Menschen  weltweit  ein.  In  diesem  Artikel  wollen  wir  die
verschiedenen Aktionen, Vorfälle und Proteste näher beleuchten und auch
auf die kulturelle Bedeutung des ESC eingehen.

https://onesolutionrevolution.de/eurovision-song-contest-2024-united-by-genocide/
https://onesolutionrevolution.de/eurovision-song-contest-2024-united-by-genocide/
https://arbeiterinnenmacht.de/2024/05/12/eurovision-song-contest-2024-united-by-genocide/
https://arbeiterinnenmacht.de/2024/05/12/eurovision-song-contest-2024-united-by-genocide/


Der ESC ist nicht unpolitisch!
Die erste Frage, die sich stellt, ist für viele sicher erst einmal, warum Israel
überhaupt beim ESC teilnehmen darf. Immerhin liegt es nicht in Europa und
begeht gerade einen Genozid in Gaza. Das lässt sich damit erklären, dass es
Teil der Europäische Rundfunkunion (EBU) ist. Tatsächlich sind nicht nur
europäische Staaten und ihre Sender vertreten, jedoch ist Israel historisch
gesehen das erste Land, was außerhalb der EU liegt und beim ESC antrat.
Allerdings  könnte  man  ja  meinen,  dass  die  EBU  Kriegsverbrechen
sanktioniert,  immerhin  wurde  Russland  nach  dem  Angriffskrieg  auf  die
Ukraine auch ausgeschlossen. Doch diese Doppelmoral erklärt die EBU mit
dem Verhältnis des russischen und israelischen Senders zu ihrer jeweiligen
Regierung. Beim israelischen Sender KAN bestünden keine Verletzungen der
Werte  des  öffentlich-rechtlichen  Rundfunks.  Seltsam  in  Anbetracht  der
Tatsache, dass auf X (vormals Twitter) Videos kursieren, auf denen zu sehen
ist, wie der Sender KAN seinen Namen auf Panzergranaten schreiben lässt,
die dann nach Gaza geschickt werden. So scheint es sich ja doch um eine
kriegstreiberische Rundfunkanstalt zu handeln.

Vor  allem  aber  möchte  sich  die  EBU  darauf  ausruhen,  dass  der  ESC
unpolitisch  sei.  Das  gelte  selbstverständlich  auch  für  die  israelische
Kandidatin Eden Golan, die ihren ESC-Song „October Rain“ in „Hurricane“
abändern  musste.  Doch  beugen  wollte  sich  Israel  anfangs  nicht  direkt,
ursprünglich wollte es die Teilnahme absagen, wenn das Lied abgeändert
werden  müsste.  Letztendlich  trat  Golan  doch  an,  zu  symbolisch  sei  der
Auftritt beim ESC. Doch davon sollte man sich nicht täuschen lassen: Es
handelt sich immer noch um dasselbe Lied, welches inspiriert ist von den
Folgen des Angriffs  der Hamas für die Israelis  im Oktober 2023 und in
diesem Kontext  auch  als  Propaganda  für  den  Krieg  in  Gaza  gegen  die
Palästinenser:innen verstanden werden muss. Interessanterweise gibt es im
Allgemeinen gerade in Israel eine Welle an Propagandasongs von jungen
Künstler:innen, vornehmlich aus dem Bereich Hip-Hop, die den Krieg in Gaza
und auch den Genozid glorifizieren und so IDF-Soldat:innen und die gesamte
Bevölkerung bei der Fahnenstange halten sollen. Ein Beispiel ist der Song
„Harbu Darbu“ von Ness und Stilla, die Zeilen wie „Wait for it to rain on you,



whores. Every bad person comes for his punishment in the end“ (Deutsch:
„Wartet, bis es auf euch regnet, Huren. Jeder schlechte Mensch kommt am
Ende für seine Strafe auf“) beinhalten. Das Lied von Eden Golan ist zwar
sicher nicht derart vulgär und gewaltverherrlichend, doch es muss dennoch
als Inszenierung der Opferrolle des israelischen Staats verstanden werden.
Schließlich ist es ein sehr emotionales Lied, was den Anschein erweckt, dass
nicht gerade 35 Tausend Palästinenser:innen in Gaza durch die Hand des
israelischen  Militärs  ermordet  worden  wären,  zumal  Eden  Golan  bereits
angekündigt hat, nach ihrem ESC-Auftritt der IDF beizutreten.

Der diesjährige ESC wurde im Übrigen auch von einer israelischen Firma
massiv gesponsert: Moroccanoil. Die Haarpflegeprodukte, die sie produziert,
werden auch teilweise in besetzten palästinensischen Gebieten hergestellt.
Sie profitiert also direkt von der Apartheid, und indem sie Teil des ESCs ist,
erhält sie mehr Reichweite, Kredibilität und kann so noch mehr Produkte
verkaufen.

Es ist auch nicht das erste Mal, dass Israel die Teilnahme beim ESC nutzt,
um sich und seine Apartheid gegenüber Palästina in ein besseres Licht zu
rücken. 2019 konnte es sich bereits als unfassbar queerfreundliches Land
inszenieren, was, wie wir in diesem Artikel näher ausgeführt haben, nicht der
Realität entspricht. Auch der US-amerikanische Sender CNN bestätigt die
Softpower,  die  durch  die  Teilnahme  am  ESC  aufgebaut  werden  kann,
besonders  für  Länder,  die  Menschenrechtsverletzungen  begehen.  Der
israelische  Staatspräsident  Jitzchak  Herzog  unterstreicht  ebenso  die
Beweggründe,  die hinter der Teilnahme stecken,  wie die Times of  Israel
berichtete: Eine Teilnahme Israels an dem Wettbewerb sei wichtig für das
Land und  auch  ein  Statement.  Es  gebe  Juden-/Jüdinnenhasser:innen,  die
versuchten, Israel von jeder Bühne zu vertreiben. Selbstverständlich geht es
hier nicht wirklich um Antisemitismus, aber mit dieser Behauptung kann sich
Israel eben wieder besser als Staat inszenieren, der ein Recht darauf hat,
sich  gegen  Angriffe  zur  Wehr  zu  setzen,  um  seine  proimperialistischen
Absichten zu verschleiern. Den Beweis für diese These lieferte Israel gleich
selbst: Während Eden Golan schmerzerfüllt in Malmö ihre Ballade trällerte,
bombardierte die IDF den Gazastreifen, schoss auf einen Krankenwagen, der

http://(https://arbeiterinnenmacht.de/2024/03/08/queers-in-palaestina-ein-freies-palaestina-bedeutet-befreiung-von-jeglicher-unterdrueckung/)


gerade verletzte Palästinenser:innen transportierte.

Der  ESC ist  also  alles  andere  als  unpolitisch.  Auch wenn man sich  das
Abstimmungsverhalten  der  Vergangenheit  anschaut,  offenbart  sich,  dass
„politische  Spannungen“  keinen  unwichtigen  Einfluss  haben  und  selten
Punkte an Länder gehen, mit denen das jeweilige Land aus politischen oder
kulturellen  Gründen  im  Zwist  bzw.  in  Konkurrenz  steht.  Beispielsweise
erhielt  Großbritannien  2021  0  Punkte  sowohl  von  der  Jury  als  auch
Zuschauer:innen  als  Reaktion  auf  den  Brexit.   Auch  hinsichtlich  des
europäischen  Imperialismus  stellt  es  keinen  unwichtigen  Aspekt  dar.
Immerhin wurde der ESC 1956 gegründet, um die Einheit der teilnehmenden
Staaten nach dem Zweiten Weltkrieg zu fördern. Dahinter steht auch die Idee
eines  vereinten  Europas  als  Wertegemeinschaft,  welches  dieselben
(imperialistischen) Interessen vertritt. Genau genommen sind das natürlich
die  der  imperialistischen  Kernzentren  Deutschland  und Frankreich,  auch
wenn ihre Macht innerhalb der EU und des imperialistischen Weltsystems am
Bröckeln  ist.  In  dem  Fall  des  diesjährigen  ESC  sollte  daher  ganz  klar
unterstrichen  werden,  dass  der  europäische  Imperialismus  hinter  Israel
steht. Selbstverständlich fördert der ESC auch nationalistische Gefühle durch
die  Konkurrenz  der  verschiedenen  Länder  und  Identifikation  mit  der
„eigenen“ künstlerischen Vertretung. In den letzten Jahren wurde das von
einem  queeren  Publikum  vermehrt  aufgebrochen:  Dadurch,  dass  offen
queere Personen antreten und die Show seit jeher extravagant ist, empfinden
viele auch abseits von nationalistischen Gefühlen Spaß an der Show.

Kein Sieg für Israel
Gewonnen hat Nemo, Vertretung der Schweiz, mit einem Lied über their
Nichtbinarität.  Dabei  waren die  Jurypunkte  entscheidend.  Zusätzlich  tritt
Nemo auch offen für einen Waffenstillstand in Gaza ein. Bei der Übergabe
der Auszeichnung sprach sich they unkonkret für Frieden aus.

Israel  hat  trotz  des  Versuchs,  viele  Leute  zu  motivieren,  für  Golan  zu
stimmen, nicht gewonnen. Immerhin. Der 5. Platz jedoch wurde ihr sicher.
Interessanterweise  waren  die  Jurypunkte  dabei  nicht  entscheidend,  auch
wenn  sich  Deutschland  und  Israel  gegenseitig  damit  beschenkten.



Stattdessen  waren  es  die  Televotes  der  Zuschauenden,  die  alle
zusammengerechnet  werden.  Israel  erhielt  hier  328 Stimmen,  12 Punkte
kamen  unter  anderem  aus  Deutschland.  Wären  also  nur  diese
ausschlaggebend,  hätte  Israel  tatsächlich  gewonnen.  Im  Kontext  der
Boykottaufrufe ist  es zwar nicht allzu verwunderlich,  immerhin haben so
Zionist:innen mehr Macht gehabt, wenn Fans, die für Palästina sind, gar
nicht erst abstimmen. An diesem Ergebnis zeigt sich aber auch, wie gut die
Propagandamasche und die Opferrolle ankommen. Aber es hätte eigentlich
gar nicht so weit kommen dürfen, dass der Apartheidstaat Israel solch einen
Auftritt hinlegen darf, um die Sympathien des TV-Publikums zu erheischen.

Gegenstimmen von Künstler:innen
Vor dem diesjährigen ESC hatten sich 2.000 Künstler:innen aus Schweden,
Finnland und Island gegen eine Teilnahme Israels ausgesprochen. Auch hat
die schwedische Gewinnerin des ESC 2023 Loreen verkündet, dass sie nicht
Eden Golan den Preis überreichen würde, hätte diese gewonnen. Statt die
vermeintliche politische Neutralität des ESC hinzunehmen, haben außerdem
einige  Künstler:innen,  die  am  ESC  teilnehmen  (sollten),  sich  gegen  die
unkommentierte  Teilnahme  Israels  ausgesprochen.  Während  einer
Pressekonferenz zeigten sich Bambi Thug, Irlands Kandidat:in, Joost Klein,
niederländischer  Kandidat  und  Marina  Satti,  Griechenlands  Vertreterin
wenig begeistert von Eden Golans Statements gegenüber der Presse. Des
Weiteren  unterzeichneten  einige  von  ihnen  einen  offenen  Brief,  der  für
Frieden, einen Waffenstillstand und die Freilassung aller Geiseln plädiert und
Israel  als  Apartheidstaat  bezeichnet.  Nemo,  Sieger:in  des  ESC  für  die
Schweiz,  unterschrieb  diesen  ebenfalls.  Auch  der  vormalige  schwedisch-
palästinensische ESC-Gewinner von 2011, Eric Saade, setzte ein Statement,
indem er bei der Eröffnung des Halbfinales eine Kufiya um sein Handgelenk
geschlungen trug. Auf Instagram teilte er mit, dass die EBU seinen Auftritt
nicht  geteilt  hatte,  er  aber  keinesfalls  schweigen  wolle,  wenn  Kinder
abgeschlachtet  werden,  unabhängig  davon,  wer  die  Täter:innen  seien.
Politische  Statements  und  Palästinafahnen  wurden  von  Seiten  der  EBU
untersagt,  das  Tragen  der  Kufiya  kann  dabei  allerdings  als  Grauzone
interpretiert  werden.  Auch  Bambi  Thug  trug  sie  während  eines



Presseinterviews,  they  durfte  aber  nicht  mit  Körperbemalung  in
mittelalterlicher-keltischer Schrift auftreten, die Freiheit für Palästina und
Waffenruhe  fordert.  Die  portugiesische  Vertreterin  Iolanda  zeigte  ihre
Palästinanägel  in  Kufiyamuster  beim  Finale,  bisher  ohne  weitere
Konsequenzen, außer, dass ihre Performance nicht auf Youtube hochgeladen
wurde  wie  alle  anderen  Songs,  sondern  stattdessen  ihr  Auftritt  vom
Halbfinale. Auch die italienische Vertreterin Angelina Mango setzte laut X ein
Zeichen, indem sie bei der Flaggenparade absichtlich die italienische Flagge
so mit ihrem Kleid kombinierte, dass es wie eine Palästinafahne aussah.

Konsequenzen scheint  es  aktuell  für  Joost  Klein zu geben.  Dieser wurde
ausgeschlossen,  wenig  ist  jedoch  bisher  bekannt.  Nachdem  er  von  der
israelischen  Delegation  massiv  bedrängt  wurde,  die  seine  toten  Eltern,
wegen welchen er überhaupt erst  am ESC teilnehmen wollte,  verhöhnte,
wurde nun spekuliert, dass er deswegen verbal ausfällig geworden sei. Es
wurden  polizeiliche  Ermittlungen  eingeleitet  und  der  niederländische
Broadcaster des Eurovision Song Contest, AVROTROS, schildert den Vorfall
wie folgt: Nach seinem Auftritt habe Joost mehrfach zu verstehen gegeben,
dass er nicht gefilmt werden möchte. Dem wurde von nicht nachgegangen,
trotz Wiederholung von Joosts Bitte. Daraufhin habe er sich in bedrohlicher
Gestik auf die Kamera einer schwedischen Kamerafrau zubewegt, mehr sei
jedoch nicht passiert. AVROTROS weigerte sich danach, die niederländischen
Punkte zu übermitteln, und bezeichnet den Ausschluss von Joost Klein als
völlig überzogen.

Es drängt sich jedenfalls das Gefühl auf, dass hier mit allen Mitteln versucht
wird,  die  Künstler:innen,  die  sich  kritisch  zur  Teilnahme Israels  äußern,
unter Druck zu setzen und ihnen notfalls die Plattform zu entziehen. Und das,
während es der israelischen Delegation erlaubt bleibt, in sozialen Medien zu
teilen, dass in ihrer Nähe kein/e Antisemit:in atmen dürfen solle, und Bambi
Thugs  Nichtbinarität  durch  den  Kommentator  des  israelischen
Übertragungssenders im Halbfinale  durch den Dreck zu ziehen (seltsam,
Israel ist wohl doch nicht so queerfreundlich?). Letzteres wird übrigens von
der EBU mittlerweile  als  Regelverstoß gewertet.  Er  ist  scheinbar jedoch
nicht gravierend genug für eine Disqualifikation. Es häufen sich außerdem



auch Berichte von kritischen Journalist:innen und anderen Teilnehmenden,
die aussagen, dass sie von der israelischen Delegation ungefragt gefilmt,
beleidigt und bedroht wurden.

Manipulation beim ESC?
Einen weiteren wichtigen Punkt stellen die Vorwürfe gegen verschiedene
Aspekte des Wettbewerbs dar. Auf X (vormals Twitter) wurde geteilt,  die
EBU habe die Buhrufe des Publikums bei Eden Golans Auftritt im Halbfinale
mit Applaus ersetzt. Obwohl im Stadion in Malmö die ablehnende Haltung
klar zu hören war und auch durch Handyaufnahmen nachzuprüfen ist, schien
es im Stream ganz anders: Hier erntete sie stattdessen tosenden Applaus.
Auch  der  deutsche  Vertreter  für  den  ESC aus  dem Jahr  2021,  Jendrik,
kritisierte  diese  Praxis  auf  X.  Beim  Finale  selbst  waren  die  Buhrufe
zumindest deutlich zu hören und wurden auch vom deutschen Kommentator
der Übertragung, Thorsten Schorn, aufgegriffen. Aber auch hier zeigen die
Aufnahmen aus dem Stadion eine ganz andere Geräuschkulisse als die, die
vor  dem  Fernseher  ankam.  Eine  solche  Manipulation  der  Reaktion  von
Zuschauer:innen ist nicht hinnehmbar und wird zu einem politischen Akt,
auch wenn es im Namen des vermeintlich Unpolitischen durchgesetzt wird.

Die Abstimmungen für die Teilnahme am Finale haben ebenso Spekulationen
nach sich gezogen. So veröffentlichte der italienische Broadcaster aufgrund
von technischen Fehlern die Abstimmungsergebnisse, was eigentlich nicht
erlaubt ist. Zuschauenden fiel auf, dass diese für Israel ungewöhnlich hoch
seien.  Auch  das  Televoting  im  Finale  verwirrte  einige  –  so  hätten  die
Zuschauenden aus Irland 10 Punkte für Israel verteilt. Gerade in Anbetracht
der irischen Kolonialgeschichte und des offenen Supports vieler Ir:innen für
Palästina wirkt das doch ein bisschen seltsam. Natürlich gibt es nicht nur in
Israel  Zionist:innen,  die  für  dieses Land abstimmen würden,  daher muss
nicht gleich von einer Manipulation ausgegangen werden.  Jedoch gab es
auch in der Vergangenheit Untersuchungen, das letzte Mal nach dem ESC
2022,  aufgrund  von  „Unregelmäßigkeiten  bei  der  Stimmabgabe“.
Aufzuklären ist das durch Spekulationen jedenfalls nicht, stattdessen sollten
die  Abstimmungsergebnisse  offengelegt  und  von  Arbeiter:innenorganen



überwacht  und  ausgewertet  werden,  um  eine  bessere  Transparenz
gewährleisten  zu  können.

Proteste
Doch auch außerhalb der Arena in Malmö kam es zu massiven Protesten.
Auch die Sektion Arbetarmakt der LFI war vor Ort. Laut schwedischer Polizei
strömten dabei in den vergangenen Tagen bis zu zwanzigtausend Menschen
durch die Straßen bei Demonstrationen in der schwedischen Stadt, darunter
auch Klimaaktivistin Greta Thunberg. Sie bezeichneten den ESC als Genocide
Song  Contest,  forderten  ein  freies  Palästina  und  einen  sofortigen
Waffenstillstand. Des Weiteren forderten sie den Boycott des ESC, als Teil
der  BDS-Kampagne  im  Bereich  des  kulturellen  Boykotts.  Durch  den
Aufschwung der Palästinasolidaritätsbewegung im Rahmen der weltweiten
Unibesetzungen  wurde  auch  dem  Gegenprotest  gegen  den  ESC  eine
besondere  Aufmerksamkeit  zuteil  und  viele  Leute  gingen  auf  die  Straße.

Daneben  gab  es  in  anderen  Ländern  Aktionen.  So  schalteten  belgische
Gewerkschaften beim Halbfinale am Ende und Anfang der Übertragung eine
Texttafel, die #Ceasefirenow und #StopGenocide beinhalteten. Das war nicht
abgesprochen mit dem Sender, der in Belgien den ESC übertrug, jedoch ist
das auch scheinbar nicht nötig.

Perspektive
Die  belgische  Gewerkschaft  kann  man  sich  jedenfalls  definitiv  in  dieser
Hinsicht zum Vorbild nehmen. Genau solche Aktionen wären unter anderem
notwendig, um eine noch größere Öffentlichkeit zu schaffen für den Genozid
in  Gaza,  die  Vorkommnisse  und  Zensur  beim  ESC  sowie  Doppelmoral
bezüglich  der  israelischen  Teilnahme.  Dafür  müssten  sich  die
Gewerkschaften in der Unterhaltungsbranche der teilnehmenden Länder und
die Arbeiter:innen dieser zusammentun, könnten auch zusammen mit den
Künstler:innen die Plattform des ESC nutzen, um ein Zeichen zu setzen und
die  israelische  Teilnahme  zu  blockieren,  wenn  die  EBU  hier  schon  mit
zweierlei Maß messen will. Im Zusammenhang mit gewerkschaftlicher Aktion



kann auch die Boykottkampagne sinnvoll sein. Ebenso wäre natürlich auch
eine  komplette  Bestreikung  des  ESCs  oder  die  Besetzung  der  Arena  in
Malmö eine Möglichkeit gewesen.

Grundsätzlich müssen die Strukturen des ESCs transformiert werden. Die
höheren Tiere der EBU haben bewiesen, dass sie durch ungerechtfertigte
Entscheidungen,  Ausschlüsse  und  Zensur  alles  versuchen,  den  Protest
verstummen  zu  lassen.  Ein  solcher  Song  Contest,  der  fair  und  für
Künstler:innen ein sicherer Ort ist, während imperialistische Staaten keine
Plattform für die Legitimierung ihrer Kriegsverbrechen erhalten, kann nur
durch Rätestrukturen von Arbeiter:innen, Zuschauenden und Künstler:innen
gewährleistet  werden!  Zusätzlich  kann  man  sich  überlegen,  ob  die
Zentrierung um die Herkunft  der antretenden Künstler:innen abgeschafft
werden  kann.  Aber  erstmal  ist  klar:  Der  ESC  darf  nicht  zum
Propagandamittel für den Genozid werden! Take back the ESC! Oder um es
mit den Worten von Bambie Thug zu sagen: „Fuck the EBU, we are what the
Eurovision is!“ (Deutsch: „Scheißt auf die EBU! Wir sind die Eurovision!“)

Queers  in  Palästina:  Ein  freies
Palästina  bedeutet  Befreiung
von jeglicher Unterdrückung
von  Leonie  Schmidt,  Gruppe  Arbeiter:innenmacht  und  Revolution,  Fight!
Fight! März 2024

Achtung: In diesem Artikel werden teilweise rassistische und queerfeindliche
Argumente  wiedergegeben,  um  sie  widerlegen  zu  können.  Auch  wird
sexualisierte  und  koloniale  Gewalt  erwähnt.  (Die  Red.)

Queere Menschen gibt es überall auf der Welt – auch in Palästina. Und wie
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überall  werden  sie  auch  gesellschaftlich  unterdrückt,  denn  die
Unterdrückung von queeren Personen spielt im Kapitalismus mitsamt seiner
patriarchalen  Strukturen  eine  wichtige  Rolle.  Doch  im  Rahmen  von
Diskussionen über Israels Krieg gegen Gaza fällt von israelsolidarischer Seite
immer wieder das Argument, dass man als queere Person oder Mensch, der
sich für queere Rechte engagiert, nicht pro Palästina sein dürfe. Schließlich
stünde  das  im  absoluten  Widerspruch  zur  Situation  von  queeren
Palästinenser:innen,  deren  Leben  „von  barbarischer  Queerfeindlichkeit
seitens  der  eigenen,  angeblich  grundsätzlich  reaktionären  Community
geprägt sei“. Klar ist jedoch, dass das eine völlig falsche Behauptung ist, bei
der   Pinkwashing  und  Homonationalismus  dazu  dienen,  rassistische
Ressentiments zu schüren sowie Besatzung und Krieg zu legitimieren. Denn
ein  Blick  in  die  Nachrichten  genügt,  um  herauszufinden,  dass
Hassverbrechen,  Rücknahme  von  Rechten  sowie  neue  reaktionäre
Gesetzgebung auch in den vermeintlich fortschrittlichen westlichen Staaten
auf  der  Tagesordnung stehen.Was stattdessen der  Situation von queeren
Personen  in  Palästina  zu  Grunde  liegt  und  wie  die  Unterdrückung
überwunden werden kann, soll in diesem Artikel aufgezeigt werden. Dabei
konzentrieren  wir  uns  auf  die  Situation  vor  dem  Krieg,  auch  um  die
Limitiertheit prozionistischer Argumentation aufzuzeigen. Dafür hat unsere
Autorin  Leonie  Schmidt  mit  dem  Anthropologen  Victor  Harry  Bonnesen
Christoffersen  und  mit  Azina  Ababneh,  einer  queeren  Person  aus  dem
Westjordanland,  gesprochen.  Beide  wurden  als  Expert:innen  befragt  und
teilen nicht zwangsläufig unsere marxistischen Schlussfolgerungen.

Wie sieht die Rechtslage aus?
Die Gesetzgebung innerhalb Palästinas selbst ist widersprüchlich, da sie sich
in  der  Westbank  und  im  Gazastreifen  unterscheidet.  Während  in  der
Westbank  homosexuelle Aktivitäten zwischen Männern 1951 während der
jordanischen Verwaltung entkriminalisiert  wurden,  sind sie  hingegen  im
Gazastreifen seit 1936 unter dem britischen Mandat verboten und können
mit einer Freiheitsstrafe geahndet werden. Hier sehen wir schon die ersten
Spuren  der  Besatzung,  die  die  Lage  queerer  Personen  in  Palästina
beeinflussen.  Allerdings  ist  umstritten,  inwiefern  das  Strafrecht  des



britischen Mandats noch derartig umgesetzt wird. Andererseits gibt es auch
keine  Gesetze,  die  gegen  Queerfeindlichkeit  vorgehen  sollen,  Queers
schützen, und Behörden werden diesbezüglich auch nicht tätig. Doch bevor
wir  klären,  woher   ausbleibender  offener  Umgang  mit  Sexualität  und
Geschlecht kommt, wollen wir einen Blick auf den Alltag queerer Menschen
werfen.

Eindrücke von queerem Leben in Palästina
Azina erklärt uns, wie they sich gefühlt hat, nachdem they sich their queeren
Identität bewusst wurde: „Ich erinnere mich, dass ich Angst hatte, als ich
zum ersten Mal entdeckte, dass ich bisexuell bin. Meine Bisexualität würde
die  gesellschaftlichen  Herausforderungen  und  Schwierigkeiten  für  mich
verdoppeln.“ Als their Mutter ein T-Shirt mit einem Regenbogen in Azinas
Kleiderschrank gefunden hatte und daraufhin  wegwerfen wollte,  musste
Azina behaupten es würde jemand anders gehören. Aber engstirnige Eltern
dieser  Art  existieren nicht  nur lokal  beschränkt  in  Palästina und queere
Palästinenser:innen müssen nicht  überall  komplett  versteckt  leben.  Denn
Azina hat im Westjordanland auch schon gute Erfahrungen machen können.
Auch wenn man sehr vorsichtig sein muss, wem man etwas anvertraut, und
Azina sich manchen Familienmitgliedern diesbezüglich nicht  öffnet,  hatte
they gegenüber their Schwester und Freund:innen their Coming-out, ohne
negative Folgen. Außerdem berichtet they von einem Ex-Freund, welcher aus
einer  besonders  religiösen  Familie  stammte.  Auch  für  ihn  stellte  their
Sexualität  kein  Problem  dar  und  er  habe  sogar  selbst  homosexuelle
Erfahrungen gemacht. Azina sagt auch, was die Lage von queeren Personen
in anderen Ländern unterscheidet, ist die Besatzung der palästinensischen
Gebiete durch Israel, nicht die palästinensische Kultur selbst.

Queere  Identitäten  werden  durch  die  israelischen  Besatzungsmacht
instrumentalisiert. So müssen Queers in Palästina mit dieser Angst leben, da
die Möglichkeit besteht, dass die israelischen Sicherheitsbehörden sich diese
Informationen zunutze machen, um sie zu erpressen, dazu zu bringen, mit
ihnen zu kooperieren und schlimmstenfalls zu Spitzeln zu werden. Victor
Harry Bonnesen Christoffersen erklärt, dass er während seiner Forschung zu



Queerness in Palästina Berichte über israelische Militärangehörige gehört
hat,  welche  queere  Palästinenser:innen unter  Drogen setzen,  diese  dann
ohne  Einwilligung  beim  Sex  filmen  und  diese  Materialen  dann  zur
Erpressung nutzen. Auch würden sie sich in einigen Bars in Ramallah als
internationale  Tourist:innen  ausgeben.  Das  führt  dazu,  dass  diese
Partymeilen  nicht  mehr  als  „Safe(r)  Spaces“  von  den  Betroffenen
wahrgenommen werden können.  Ebenso kommt es, so schildert uns Azina
diesbezüglich, dass queere Personen, wenn sie auf Dating Apps auch ihre
palästinensische  Identität  angeben,  dafür  von  israelischen  Soldat:innen
rassistisch beleidigt und bedroht werden. Gerade die Verbindung mit der
palästinensischen  Identität  ist  das  Problem,  was  sich  queeren
Palästinenser:innen besonders stellt. Denn im Prinzip ist es den israelischen
Sicherheitsbehörden völlig egal, ob die, die sie gerade schikanieren, queer
sind. Sie nutzen es als Mittel zum Zweck, um etwas gegen sie „in der Hand
zu haben“ und entlarven sich dabei trotzdem selber als homophob, auch
wenn das Pinkwashing Israels uns etwas ganz anderes weismachen will.

Safe(r) Spaces oder Circles?
Victor Harry Bonnesen Christoffersen hat seine wissenschaftlichen Studien
zum Thema Safe  Spaces  für  queere Personen in  Palästina  durchgeführt.
Seine  Erkenntnis:  Das  Konzept  von  Safe(r)  Spaces  wird  hier  eher  nicht
praktiziert, da wenig Möglichkeit besteht, diese Orte öffentlich kundgeben
können, dass sie queerfreundliche Verbündete sind. Das liegt daran, dass sie
sonst sich und die queere Community in Gefahr bringen würden. Jedoch gibt
es einige queerfreundliche Bars zum Beispiel in Ramallah.

Grundsätzlich müssen wir natürlich davon ausgehen, dass es im Kapitalismus
keine Räume gibt, die wirklich komplett frei von Unterdrückung sind, denn
das sind gesellschaftliche Strukturen, die dahinter stecken und nicht einfach
nur Einzelpersonen. Auch vermeintliche Safe(r) Spaces in Europa oder den
USA sind alles andere als sicher, wie Angriffe auf CSDs und Queer Bars in
den letzten Jahren deutlich aufzeigen. Dennoch ist es wichtig, dass queere
Personen  untereinander  frei  kommunizieren  können.  Laut  Bonnesen
Christoffersen existieren daher auch Safe(r) Circles, wobei sich das Konzept



aber nicht auf das Räumliche, sondern auf die Verbindung zwischen den
betroffenen Personen bezieht.  Teil  werden kann nur,  wem vertraut wird.
Neue Leute können also nur über bestehende Personen Teil dieses Circles
werden, welcher dann dafür sorgt, dass die Betroffenen sich sicherer damit
fühlen,  ihre  Identität  preiszugeben  und  innerhalb  des  Circles  offen
auszuleben.

Ebenso  gibt  es  auch  innerhalb  der  palästinensischen  Community
Organisationen,  die  sich  für  die  Rechte  queerer  Palästinenser:innen
einsetzen, wie uns Bonnesen Christoffersen erläutert. So gibt es Al Qaws,
eine NGO für sexuelle und geschlechtliche Diversität in der palästinensischen
Gesellschaft,  die  die  aktivste  Organisation  in  dieser  Hinsicht  darstellt.
Außerdem gibt es noch Aswat, die ihren Schwerpunkt auf queere Frauen
legt. Beide Organisationen haben ihren Sitz in Haifa in den Territorien von
1948.  Azina  erwähnt  diesbezüglich  auch  die  Tal’at-Bewegung,  eine
revolutionäre  feministische  Bewegung,  die  sich  gegen  sexistische  und
koloniale  Unterdrückung  von  palästinensischen  Frauen  einsetzt.

Kapitalismus, Kolonialisierung und Zionismus
–  unterdrückerische  Gründe  für
Queerfeindlichkeit
Wenn wir über queeres Leben in Palästina sprechen, ist es wichtig, sich das
Verhältnis  von  Kapitalismus  sowie  israelischer  Besatzung  näher
anzuschauen, statt rassistische Stereotype zu reproduzieren – oder queere
Unterdrückung zu verharmlosen. Dabei wird klar, dass Diskriminierung von
LGBTIA+-Personen ein internationales Phänomen ist, da sie, verkürzt gesagt,
von den vorgegebenen Geschlechterrollen abweichen, in diese oftmals nur
schwer einsortiert werden können. Sie werden somit als Bedrohung für die
herrschende kapitalistische Ordnung und folglich das Ideal der bürgerlichen
Familie angesehen. Je etablierter die geschlechtliche Arbeitsteilung, desto
höher auch die Ablehnung von Queers könnte man sagen.

Dass  Queerness  innerhalb  Palästinas  ein  gesellschaftliches  Tabuthema
darstellt,  hat  also  nichts  damit  zu  tun,  dass  Palästinenser:innen  per  se



konservativ,  rückschrittlich  sind  oder  der  Islam  „böser“  ist  als  andere
Religionen.  Neben  der  Tatsache,  dass  viele  Vertreter:innen  des
palästinensischen  Nationalismus  säkular  sind,  entwickeln  auch  andere
Religionen stark reaktionäre Momente – siehe den Hinduchauvinismus in
Indien oder  evangelikale Fundamentalist:innen in den USA. Dies ist meist
eine Frage der gesellschaftlichen Basis und politischen Bedingungen, wo und
wie stark religiöse Vorstellungen zur Ideologie rückschrittlicher Bewegungen
werden und gar größere Massen erfassen können.

Die Gründe für das Tabu sind an die materiellen Gegebenheiten gebunden –
und  diese  werden  zum  Großteil  von  der  israelischen  Besatzung  und
Apartheid  bestimmt.  Das  wird  besonders  ersichtlich,  wenn  wir  uns  die
ökonomische  Situation  von  Frauen  anschauen.  Diese  haben  in  den
palästinensischen Gebieten im Schnitt höhere Bildungsabschlüsse, sind aber
um ein Vielfaches mehr von Arbeitslosigkeit betroffen. Das ist an sich nichts
Ungewöhnliches. Während wir in anderen Ländern in Krisenzeiten sehen,
wie Frauen systematisch aus dem Produktionsprozess gedrängt werden, ist
dieser  „Krisenzustand“  jedoch  in  gewissem  Maß  Normalzustand,  da  es
generell eine Knappheit an Arbeitsplätzen in den palästinensischen Gebieten
gibt. Die Arbeitslosigkeitrate lag laut dem Internationalen Währngsfond 2022
insgesamt bei 26 %. Dabei gibt es erhebliche Unterschiede zwischen der
Westbank (13 %) und Gaza (45 %), aber bei Geschlechtern (Frauen  40 %, 
Männern 20 %).

Bedingt  sind diese Zahlen vor allem durch die  Restriktionen seitens des
israelischen  Staates.  So  können  Bewohner:innen  Gazas  nicht  einfach
ausreisen und woanders arbeiten. Auch in der Westbank sind die Jobs, die
Palästinenser:innen „zur Verfügung gestellt werden“ zum Großteil auf den
Bausektor beschränkt. Der systematische Ausschluss von Frauen aus dem
Produktionsprozess befeuert die bestehende patriarchale Arbeitsteilung in
den palästinensischen Gebieten, da sie somit in die Familie gedrängt werden,
Sorge-  und  Carearbeit  übernehmen  müssen  und  derart  klassische
Geschlechterrollen  weiter  reproduziert  werden.  So  kommt  es  auch  zu
Erwartungen,  von  denen  Bonnesen  Christoffersen   erzählt,  wie
beispielsweise,  dass  Menschen  in  einem  heiratsfähigen  Alter  auch



schnellstmöglich  heiraten,   was  wiederum  auf  Queers  Druck  ausübt.

Auch Azina ist bezüglich der Lage in der Westbank der Meinung, dass vor
allem  der  Einfluss  der  israelischen  Behörden  auf  die  Institutionen  der
Westbank  dafür  sorgt,  dass  Maskulinität  und  patriarchale  Strukturen
verstärkt werden. Der Einfluss der israelischen Besatzungsmacht auf alle
gesellschaftlichen  Bereiche  der  Palästinenser:innen  raubt  jedem
Lebensbereich die Autonomie, sei es an Checkpoints oder in der eigenen
Community. Dadurch wird ihnen letztendlich nicht einmal die Möglichkeit
gegeben,  die  gesellschaftlichen  Strukturen  offener  und  inklusiver
umzugestalten. Dies bestätigt auch Bonnesen Christoffersen: „Palästina hatte
(und hat) eine lebendige und florierende Kultur, die leider seit 1948 sehr
stark von der zionistischen Kolonisierung beeinträchtigt wird. Mein Eindruck
von Palästinenser:innen ist, dass sie einen Mut und Courage besitzen, die
über  das  hinausgehen,  was  ich  anderswo erlebt  habe,  und  dass  es  den
Wunsch gibt, das Leben trotz der Umstände, in denen sie leben, zu feiern.
[…]  Historisch  gesehen  war  die  Levante  (Palästina,  Libanon,  Jordanien,
Syrien) nie queerfeindlich. Tatsächlich gab es eine große Toleranz gegenüber
anderen  Sexualitäten  und  Geschlechtsausdrücken.  Queerfeindlichkeit
breitete sich erstmals während des europäischen Mittelalters aus. Und die
europäischen Kolonialmächte waren es auch, die Jahrhunderte später, als sie
die  Welt  kolonisierten,  ihre  queerfeindlichen  Absichten  und  Ansichten
gegenüber  den  Menschen  durchsetzen,  die  kolonisiert  wurden.“

Gleichzeitig ist es wichtig, klare Kritik an den Machthaber:innen innerhalb
der  palästinensischen  Gebiete  zu  üben.  Denn  ob  palästinensische
Autonomiebehörde (PA) oder Hamas, beide scheren sich sonderlich wenig um
Frauen-  wie  LGBTIA-Rechte.  Ob  durch  explizite  Kooperation  mit  der
israelischen Besatzungsmacht wie seitens der PA oder durch die Umsetzung
ihrer reaktionären religiösen Ideologie wie bei Hamas. Besonders Letztere
hat auch schon eigene Mitglieder hingerichtet, nachdem sie homosexueller
Aktivitäten  beschuldigt  wurden,  und  Betroffene  berichten,  von  Hamas-
Mitgliedern aufgrund ihrer Queerness bedroht, gefoltert und verhört worden
zu sein. Der Vorwurf der Homosexualität wird also genutzt, um politische
Gegener:innen,  wie  Mitglieder  der  Fatah,  auszuschalten,  indem  sie  sie



aufgrund dessen verhaften und teilweise auch exekutieren. Doch auch hier
ist es wichtig zu verstehen, dass insbesondere die Hamas nur aufgrund der
Apartheid existiert und an gesellschaftlichem Zuwachs gewinnen konnte. So
wurde sie nach ihrer Gründung zunächst von Israel toleriert, wohingegen
andere Gruppen des palästinensischen Widerstands mit linker Ausrichtung
hartnäckig verfolgt wurden. Des Weiteren wurde die Hamas überhaupt erst
als Reaktion auf die israelische Besatzung gegründet, um den Widerstand zu
bündeln.  Sie  und  ihre  reaktionäre  Ideologie  müssen  natürlich  von
Marxist:innen im ideologischen Kampf um die Führung der palästinensischen
Befreiungsbewegung herausgefordert und bekämpft werden. Dabei muss an
dieser  Stelle  auch  klare  Kritik  an  Vertreter:innen  der  palästinensischen
Linken geübt werden: Klar ist, dass  für ein Ende der Existenz der Hamas
zuerst die Apartheid fallen muss, da sie hierfür die materielle Grundlage
darstellt. Doch der Kampf für die Verbesserung von Frauen- und LGBTIA+-
Rechten  kann  nicht  hintangestellt  werden,  bis  ein  befreites  Palästina
erkämpft wurde, sondern muss aktiv Hand in Hand gehen – auch um eine
klare, fortschrittliche Kraft im Befreiungskampf zu etablieren.

Pinkwashing
In diesem Kontext ist die Inszenierung Israels als „einzige Demokratie im
Nahen Osten“ und als „besonders fortschrittlich“ in Bezug auf LGBTIA+-
Rechte mehr als unglaubwürdig. Denn während die israelische Regierung
selbst aktiv demokratische Umstrukturierung durch die Unterdrückung der
Palästinenser:innen  verhindert  sowie  die  Lage  nutzt,  um  queere
palästinensische Personen zu verhöhnen,  wenn sie  davon sprechen,  dass
Queer for Palestine dasselbe sei wie „Chickens for KFC“, hat es in den letzten
Jahren auch einen Rollback in Israel selber gegeben. Im Jahr 2023 wurden
dort 5-mal mehr queerfeindliche Vorfälle in der Öffentlichkeit registriert als
zuvor und eine Reihe von Regierungsvertreter:innen hat offen reaktionäre
Aussagen getätigt. So behaupten die eigenen Minister:innen der ultrarechten
Regierung, Homosexualität würde die größte Gefahr für das Land darstellen,
wie zum Beispiel Yitzhak Pindrus (United Torah Judaism). Pindrus behauptet
sogar, Homosexualität wäre gefärhlicher als die Hamas. Auch der israelische
Minister für Nationale Sicherheit Itamar Ben-Gvir (Otzma Yehudit), der sich



bereits gegen Pridedemos aussprach und auf der Pride 2008 in Tel  Aviv
sogar Gewalt gegen eine jüdische trans Frau ausgeübt haben soll (zumindest
existieren Fotos, die diese Vermutung nahelegen) ist ein Beispiel dafür. Ben-
Gvir ist übrigens mittlerweile auch für die Sicherheit der Jerusalem Pride
zuständig. Wie man sich da als queere Person sicher fühlen soll, kann man
schon mal in Frage stellen.

Der  israelische  Finanzminister  Bezalel  Smotrich  (HaTzionut  HaDatit)
bezeichnet sich sogar selbst als einen faschistischen Homophoben, während
der  ehemalige  sephardische  Oberrabbiner  Shlomo  Amar  Pride-
Demonstrierende  mit  wilden  Tieren  vergleicht  und  der  Meinung  ist,
Homosexuelle nach jüdischem Gesetz mit dem Tode bestrafen zu können. Der
Bürgermeister Jerusalems Aryeh King ließ 2020 ein Regenbogenbanner vom
Gebäude der US-Botschaft entfernen, da keine Erlaubnis eingeholt worden
war und es ein Zeichen für Unreinheit  darstellen würde.  Aber nur beim
Reden Schwingen soll es für die Queerfeind:innen Israels nicht bleiben, denn
Teile der ultrarechten nationalistisch-konservativen Regierung Israels haben
auch vor, ihre Queerfeindlichkeit in die Tat umzusetzen, indem sie erkämpfte
Rechte für LGBTIA+-Personen wieder zurücknehmen. Viele fürchten, dass
das  vor  allem  die  Adoptionsrechte  für  homosexuelle  Paare,  aber  auch
medizinische Unterstützung für trans Personen betrifft. Aber auch außerhalb
der Regierung gibt es queerfeindliche Angriffe: 2015 attackierte ein Mann
Personen auf der Jerusalem Pride mit einem Messer, kurz nachdem er aus
dem Gefängnis für genau dieses Verbrechen im Jahr 2005 entlassen wurde.

Trotz  alledem hält  sich  das  Bild  Israels  als  fortschrittlich  in  Bezug  auf
LGBTIA+-Rechte,
Aber all diese Aussagen und Taten zeigen auf, dass der Zionismus und auch
der bürgerliche Staat an sich nicht in der Lage sind, die Unterdrückung
queerer Personen zu beenden. Letztendlich nutzt der israelische Staat sein
Pinkwashing  aber  nicht  nur  dazu,  um  die  Unterdrückung  der
palästinensischen Community zu verschleiern und sich vermeintlich positiv
abzuheben,  auch  wenn  die  progressivere  Gesetzgebung  sowieso
hauptsächlich dem weißen cis männlichen Schwulen zugutekommt, sondern
sie  seine  vermeintliche  Vormachtstellung  und  Doppelmoral  auch,  um

https://de.wikipedia.org/wiki/Sephardim


Kriegsverbrechen  gegen  Gaza  zu  rechtfertigen.

Homonationalismus
So gab es auch in den letzten Monaten Fotos von IDF Soldat:innen, welche
die Regenbogenflagge in Gaza im Kriegsgebiet hochhielten und „In the Name
of Love“ dazu schrieben. Die israelische Armee behauptet also, sie würde
sich  für  queere  Palästinenser:innen  einsetzen,  indem  sie  demokratische
Rechte in die palästinensischen Gebiete brächte. Und das, während sie die
(queeren) Palästinenser:innen und ihre Familien, Freund:innen und Bekannte
umbringt und ihnen jegliche Möglichkeit zur Selbstermächtigung nimmt.

Diese  Strategie  kann  auch  als  Homonationalismus  bezeichnet  werden.
Geprägt von Jasbir Puar, beschreibt  der Begriff die Instrumentalisierung von
queeren  Rechten,  um  die  eigenen  nationalistischen  Ziele  umsetzen  zu
können,  zum  Beispiel  in  Form  von  Kriegen  oder  restriktiven
Einwanderungsgesetzen.  Dabei  kann  der  israelische  Staat  den  eigenen
Zerstörungswahn  gegen  das  palästinensische  Volk  gegenüber  anderen
Staaten und deren Bevölkerungen legitimieren und gleichzeitig die Spaltung
zwischen  Palästinenser:innen  und   israelischer  Arbeiter:innenklasse
vorantreiben. Eine Spaltung, die für die herrschende Klasse gar nicht tief
genug  sein  kann,  denn  die  vereinten  Unterdrückten  und  Ausgebeuteten
können ihnen und ihrer Klasse sehr gefährlich werden. Um diese Spaltung zu
überwinden,  muss  sich  die  israelische  Arbeiter:innenklasse  aber
offensichtlich  vom  Joch  des  Zionismus  befreien.

Besonders ergreifend kann man diesen Zusammenhang auch in den kurzen
Statements queerer Palästinenser:innen beim Projekt „Queering the Map“
nachlesen. Ein Beispiel, was den Schmerz darüber noch einmal besonders
unterstreicht, wie (queere:r) Palästinenser:innen unter der Besatzung und
Krieg leiden müssen:

„Ich habe mir immer vorgestellt, dass du und ich in der Sonne sitzen, Hand
in Hand,  endlich frei.  Wir sprachen über all  die Orte,  an die wir  gehen
würden, wenn wir könnten. Doch du bist jetzt weg. Wenn ich gewusst hätte,
dass die Bomben, die auf uns niederregnen, dich mir wegnehmen würden,



hätte ich der Welt bereitwillig erzählt, wie sehr ich dich geliebt habe. Es tut
mir leid, dass ich ein Feigling war. Kiryat (eigene Übersetzung)“.

Diese anonyme Zeilen sollen an dieser Stelle erst einmal für sich sprechen.

Die  Schlussfolgerung  aus  dieser  Analyse  muss  für  Kommunist:innen
zwangsläufig darin liegen, dass erst die Befreiung von Kolonialismus und
Imperialismus  auch  die  für  Palästinenser:innen,  ob  queer  oder  nicht,
bedeutet.

In diesem Sinne richtet Azina die folgenden Worte an uns und auch an euch:
„Wir  brauchen grundlegende Gerechtigkeit  und ein Ende der  Besatzung.
Bitte engagiert euch, meine feministischen Genoss:innen in Europa, denn:
Ich habe weder den Wunsch, für die Heimat noch für den Erdboden hier zu
sterben, aber wenn ich für die Menschheit, für Frieden und bedingungslose
Liebe sterbe, macht es mir nichts aus.“

Erst in einem freien Palästina kann die Gesellschaft so umgestaltet werden,
dass sich niemand mehr verstecken muss aus Sorge, als Nächste/r von der
israelischen Besatzungsmacht massiv unterdrückt,  entrechtet,  gedemütigt,
missbraucht, erpresst oder getötet zu werden. Daher müssen wir uns für ein
freies, säkulares, binationales, sozialistisches Palästina einsetzen.

Frauen – und Queerbefreiung Hand in Hand
Bonnesen  Christoffersen  argumentiert,  dass  Frauen-  und  Queerkämpfe
gemeinsam geführt werden sollten, um erfolgreich zu sein: „Nachdem ich
auch mit einigen feministischen Bewegungen in Palästina interagiert habe,
habe  ich  mitbekommen,  dass  die  generelle  Meinung  existiert,  dass  die
Rechte von Frauen über den Rechten von queeren Personen stehen. Nicht,
dass diese Bewegungen queere Menschen nicht unterstützen, sondern eher
in dem Sinne, dass jetzt nicht der richtige Zeitpunkt sei, um über ihre Rechte
zu sprechen. Ich denke daher, dass wenn palästinensische Bewegungen, die
mit  den  gleichen  Kämpfen  konfrontiert  sind  (z.  B.  Patriarchat),  sich
zusammenschließen, um ihre Stimmen zu stärken, sie auch in der Lage sein
könnten, mehr Bewusstsein für die Situation queerer Palästinenser:innen zu



schaffen.“

Als Marxist:innen erkennen wir an, dass Frauen- und Queerunterdrückung
auf dieselben Strukturen der Klassengesellschaft zurückgehen, egal ob in
Palästina oder Deutschland: die geschlechtsbedingten Arbeitsteilung, welche
maßgeblich  mit  aufrechterhalten  wird  durch  das  Ideal  der  bürgerlichen
Familie und die Geschlechterrollen. Auch wenn die Lage von Frauen und
queeren Personen unterschiedlich ist, so ist dennoch ein gemeinsamer Kampf
vonnöten.  Frauen  kämpfen  schon  seit  1920  in  der  palästinensischen
Befreiungsbewegung, in der sie schon seit jeher sexualisierte Gewalt durch
die Besatzungsmächte erfahren mussten und weiterhin erfahren. Wenngleich
sie  eine wichtige Rolle  einnehmen und einnahmen,  sind sie  immer noch
selten an politischer Entscheidungsfindung beteiligt. Der Sieg der Hamas in
Gaza war ein Rückschritt für die Rechte der Frauen, da sie darauf drängt,
das  palästinensische  Recht  durch  die  Scharia  (wörtlich:  gebahnter  Weg;
religiöses  Gesetz)  zu  ersetzen.  Dennoch  setzen  sich  palästinensische
Frauenaktivist:innen für Gesetze zum Schutz von Frauen vor Ehrenmorden
und männlicher häuslicher Gewalt ein.

Wir müssen uns neben dem Ende der israelischen Apartheid, der Besatzung
und für ein freies, säkulares, multiethnisches, sozialistisches Palästina auch
konkret  für  die  Vergesellschaftung  der  Hausarbeit  einsetzen,  um  die
materielle  Grundlage  von  Frauen-  und  Queerunterdrückung  auflösen  zu
können. Das bedeutet den Ausbau von Pflege, Kinderbetreuung, kollektive
und kollektivierte Formen der Hausarbeit (Kantinen, Wäschereien etc.), die
Stärkung der ökonomischen Unabhängigkeit von geschlechtlich und sexuell
Unterdrückten und alternative Formen des Zusammenlebens. All das kann
natürlich  nicht  von  heute  auf  morgen  passieren,  und  im  Angesicht  des
aktuellen brutalen Krieges scheint dies auch unfassbar fern. Jedoch ist es die
Aufgabe  von  Revolutionär:innen  und  allen,  die  solidarisch  mit  dem
palästinensischen  Befreiungskampf  sind,  nicht  nur  für  eine  sofortige
Waffenruhe  und  das  Ende  der  Apartheid  einzutreten,  sondern  auch  zu
diskutieren,  wie  der  Kampf  für  nationale  Befreiung  mit  dem  Recht  auf
sexuelle und geschlechtliche Selbstbestimmung verbunden werden kann. Die
Kämpfe darum sind keineswegs irrelevant  oder nachgeordnet,  aber ohne



Umgestaltung der ökonomischen Struktur unserer Gesellschaft bleiben ihre
Erfolge begrenzt. Zusätzlich sollten Frauen und queere Personen in Palästina
auch für eine Reihe an Forderungen gemeinsam kämpfen, zum Beispiel:

Gleiche  Rechte  und  Zugang  zu  Bildung  für  Alle,  gleiche
Eigentumsrechte,  gleicher  Lohn  für  gleiche  Arbeit  sowie  volle
Integration  in  den  Produktionsprozess.  Konkret:  z.  B.  durch
Quotierung in zentralen/wichtigen Beschäftigungsverhältnissen, um
aktuell  den  Ausschluss von Palästinser:innen von der Lohnarbeit
entgegenzuwirken. Davon würden vor allem palästinensische Frauen
in der  aktuellen Situation profitieren,  welche vor  allem in  Gaza 
relativ  hohe  Bildungsabschlüsse  haben,  aber  geringe
Beschäftigungsraten.
Keine Straffreiheit für diejenigen, die Frauen oder queere Personen
ermorden,  vergewaltigen  und  schlagen,  seien  es  Verwandte  oder
Fremde.
Für das Recht auf Selbstbestimmung über den eigenen Körper, die
eigene Sexualität und die eigenen reproduktiven Entscheidungen.
Ebenso  muss  auch  innerhalb  der  pa läst inens ischen
Befreiungsbewegung gegen Vorurteile und Gewalt gegenüber Frauen
und LGBTIA-Personen angekämpft werden, auch wenn wir das nicht
zur Bedingung eines gemeinsamen Kampfes machen.
Für das Recht auf Caucustreffen für Frauen und LGBTIA-Personen
innerhalb der palästinensischen Befreiungsbewegung.

Damit  der  Kampf  gegen  Besatzung,  Imper ia l ismus,  Kr ieg,
Frauenunterdrückung und Queerfeindlichkeit international geführt werden
kann, ist klar, dass Solidaritätsbekundungen nicht ausreichen können, auch
wenn  wir  bedingungslos  hinter  dem  palästinensischen  Befreiungskampf
stehen. Stattdessen müssen wir uns international zusammenschließen und
gemeinsam kämpfen. Denn unsere Feind:innen, die imperialistischen Staaten
und ihre regionalen Handlanger:innen, sind für jede/n Unterdrückte/n und
jede/n  Ausgebeutete/n  letztendlich  die  gleichen,  auch  wenn  sich  unsere
Situationen  in  besetzten  Gebieten,  Halbkolonien  und  imperialistischen



Kernzentren natürlich unterscheiden. Dafür braucht es eine internationale
Frauen-  und  LGBTIA-Bewegung  genauso  wie  eine  internationale
Arbeiter:innenbewegung, denn wir dürfen unsere Kämpfe nicht anhand von
nationalen Grenzen spalten lassen, sondern müssen uns im Klaren darüber
sein, dass sie durch Klassenlinien geprägt sind und auch dementsprechend
klassenkämpferisch  geführt  werden  müssen.  Um  diese  Bewegungen
anzuführen  und  die  Kämpfe  zuzuspitzen,  bedarf  es  auch  einer  neuen
kommunistischen Partei und einer neuen Internationale.



Wie kommen wir zu einem freien, säkularen, binationalen, sozialistischen Palästina?
Wir setzen uns für eine Ein-Staaten-Lösung ein, da wir der Meinung sind, dass das die einzige Möglichkeit

darstellt, um die Befreiung des palästinensischen Volkes zu garantieren, ohne Zugeständnisse an den
Zionismus machen zu müssen. Das bedeutet nicht, die israelisch-jüdische Bevölkerung zu vertreiben oder gar

auszulöschen, jedoch sehr wohl, den Zionismus und damit den israelischen Staat zu zerschlagen. Da wir
glauben, dass Religionen als Vorwand für imperialistische Unterdrückung und zur Umsetzung geopolitischer

Interessen genutzt werden, setzen wir uns für einen säkularen, multiethnischen Staat ein, indem es
kulturellen Austausch statt einseitiger Assimilation geben soll. Das Rückkehrrecht sowie der Zugang zu

Wohnraum, Wasser, Lebensmitteln, Arbeit und Bildung für alle, egal ob Israelis oder Palästinenser:innen kann
nur unter einer demokratischen Kontrolle der Arbeiter:innenklasse gewährleistet werden. Diese sozialistische

Ein-Staaten-Lösung müsste in eine sozialistische Föderation des Nahen Ostens eingebettet werden, um die
vom Imperialismus bewusst geschaffene Spaltung überwinden zu können und so ein massives Kampfmittel

darstellen zu können. Demnach darf der Kampf der Palästinenser:innen nicht als isoliert verstanden werden,
und die Arbeiter:innenklassen der umliegenden Länder müssen sich dem Kampf anschließen und einen neuen
Arabischen Frühlung erzwingen. Das gilt auch in letzter Konsequenz für die israelische Arbeiter:innenklasse.

Als Ansatzpunkt in Halbkolonien kann der Kampf für die Vollendung der verbliebenen bürgerlich-
demokratischen Aufgaben im Sinne von Trotzkis Theorie der permanenten Revolution angesehen werden, das

heißt also: Fokus auf nationale Einheit und Unabhängigkeit, eine Agrarrevolution sowie politische
Demokratie. Doch kann das im Imperialismus für Halbkolonien nicht wirklich vollständig erfüllt werden.

Daher darf der Kampf hier keineswegs aufhören und muss in einen für Sozialismus umschlagen, um wirklich
erfolgreich sein zu können. Doch das kann nicht durch Guerillatruppen erreicht werden, sondern nur durch

Demonstrationen und Streiks, letztendlich massenhafte Aufstände. Also mit Hilfe einer Intifada mitsamt einem
Generalstreik, zu dem auch international alle Gewerkschaften zur Beteiligung aufgerufen werden. Und die
Massenaktionen in der 1. Intifada haben auch bereits gezeigt, dass das palästinensische Proletariat und die
Jugend kämpfen können. Dafür braucht es den Aufbau von kämpferischen Gewerkschaften, Arbeiter:innen-,

Bäuerinnen-/Bauernräte, Frauenkomitees  und auch Volksmilizen. Auch müssen die Kräfte der
Arbeiter:innnenklasse und das regionale (Klein-)Bürger:innentum in einer antiimperialistschen Einheitsfront

zeitweise gemeinsam gegen die Imperialist:innen kämpfen. Sie bleiben jedoch unerbittliche
Klassenfeind:innen. Das bedeutet auch, dass es sich um getrennte Organisierung handeln muss, wobei sich

die betroffenen Gruppierungen und Organisationen jederzeit offen kritisieren dürfen sollen. Das ist besonders
für uns als Marxist:innen wichtig, da wir so die (klein-)bürgerliche Führung auf einer ideologischen Ebene

angreifen und somit ihren Einfluss auf die Unterdrückten schmälern können.
Denn auch die Führungskrise der Arbeiter:innnenklasse ist etwas, was nicht nur in Deutschland, sondern auch

in Halbkolonien vorhanden ist und auch zu dem immer wiederkehrenden Verrat an den Interessen der
Unterdrückten und Ausgebeuteten durch (klein-)bürgerliche Bewegungen führt, etwas durch die Hamas oder
auch während des Arabischen Frühlings. Daher braucht es eine revolutionäre Partei, um die Interessen der

Arbeiteren:innnenklasse durchzusetzen, indem sie die Kämpfe zuspitzt und anführt. Die Avantgarde stellt hier
die palästinensische Arbeiter:innenklasse mit dem Ziel dar, die israelische Arbeiter:innen klasse auch in die

antizionistische Vorhut hineinzuziehen. Die Partei muss demokratisch-zentralistisch organisiert sein und zum
Ziel haben, sowohl die israelische Regierung als auch die Palästinensische Autonomiebehörde zu entmachten

und eine konstituierende Versammlung einzusetzen, die die Verfassung eines binationalen, säkularen,
demokratischen und sozialistischen Staates ausarbeitet. Der Höhepunkt des revolutionären Kampfes stellt die

Machtübernahme durch Arbeiter:innen und Bäuerinnen/Bauern in Form von Deligiertenräten sowie die
Bewaffnung der arbeitenden Bevölkerung und Zerschlagung des bürgerlichen Staates in seiner

gegenwärtigen unterdrückerischen Form dar. Aber der alleinige Kampf im Nahen und Mittleren Osten reicht
nicht aus, um den Imperialismus weltweit zu besiegen. Hierfür muss die revolutionäre Partei auch in eine

Internationale integriert werden, und für die Arbeiter:innenklasse in den imperialistischen Kernzentren sollte
die Devise lauten: Der Hauptfeind steht im eigenen Land. Das kann zum Beispiel konkret bedeuten, sich an

Blockaden von Waffenlieferungen zu beteiligen.


